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A. Amtliche Texte

Gesetze

30 Gesetz Nr. 1708 
 über die Hochschule der Bildenden Künste Saar 
 und die Hochschule für Musik Saar

Vom 4. Mai 2010

Der Landtag des Saarlandes hat folgendes Gesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel 1
Gesetz über die Hochschule  
der Bildenden Künste Saar 

(Kunsthochschulgesetz – KhG)
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Kapitel 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Aufgaben

(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar dient der 
Lehre, dem Studium, der auf Praxis und Theorie bezo-
genen Forschung sowie künstlerischen Entwicklungs-
vorhaben im Bereich der Bildenden Künste, des De-
sign, der Medien und der Kunst pädagogik und fördert 
deren Weiterentwicklung. Im Rahmen ihrer Aufgaben 
bereitet sie auf Be rufe und Tätigkeiten vor, deren Aus-
übung besondere künstlerische Fähig keiten erfor dert. 
Als künstlerische Hochschule ist sie einer wissen-
schaftlichen Hoch schule gleich rangig.

(2) Die Hochschule beteiligt sich im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten an der Weiterbil dung. Sie fördert die 
Weiterbildung des an der Kunsthochschule tätigen Per-
sonals.

(3) Die Hochschule wirkt bei der Wahrnehmung ih-
rer Aufgaben mit anderen Hoch schu len, mit anderen 
staatlichen und staatlich geförderten künstlerischen 
Ein richtungen sowie mit Forschungs- und Bildungs-
einrichtungen zusammen. 

(4) Sie fördert die internationale, insbesondere die eu-
ropäische Zusammenarbeit im Hoch schulbereich. Die 
Hochschule kann zu diesem Zweck Vereinbarungen 
schließen. Diese bedürfen der Zustimmung des Minis-
ters für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der 
Staatskanzlei. Sie berücksichtigt die besonderen Be-
dürfnisse ausländischer Studieren der.

(5) Die Hochschule trägt zur regionalen Entwicklung 
bei. In diesem Rahmen leistet sie praktische Dienste, 
insbesondere die Beratung und Begutachtung von kul-
turellen Ent wicklungsvorhaben des Landes. Sie arbei-
tet mit anderen kulturellen Einrichtungen im Saarland 
zusammen.

(6) Die Hochschule kann sich zum Zwecke des Wis-
sens- und Technologietransfers und zur Nutzung ihrer 
Forschungs- und Entwicklungsergebnisse mit Zustim-
mung des Ministers für Bundesangelegenheiten, Kultur 
und Chef der Staatskanzlei an Unternehmen beteiligen 
und eigene Unternehmen gründen.

(7) Andere als die in diesem Gesetz genannten Aufga-
ben dürfen der Hochschule über tragen werden, wenn 
sie mit den in Absatz 1 genannten Aufgaben zusam-
menhängen. Der Minister für Bundesangelegenheiten, 
Kultur und Chef der Staatskanzlei regelt die Übertra-
gung sol cher Aufgaben nach Anhörung der Hochschu-
le durch Rechtsverordnung.

(8) Die Hochschule unterrichtet die Öffentlichkeit über 
die Erfüllung ihrer Aufgaben und präsentiert die Er-
gebnisse ihrer Tätigkeiten.

§ 2
Freiheit von Kunst, Forschung,  

Lehre und Studium

(1) Das Land stellt sicher, dass sich an der Hochschule 
der Bildenden Künste Saar Kunst, Forschung, Lehre 
und Studium frei entfalten können. Diese Pflicht ob-
liegt auch der Hochschule und ihren Organen.

(2) Die Freiheit der Kunstausübung umfasst die Herstel-
lung, Verbreitung und Präsen tation von Kunstwerken. 
Beschlüsse der zuständigen Organe der Hochschule 
sind in soweit zulässig, als sie sich auf die Organisation 
beziehen; sie dürfen die Freiheit im Sinne von Satz 1 
nicht beeinträchtigen.

(3) Die Freiheit zur Durchführung künstlerischer oder 
gestalterischer Ent wicklungs- und Forschungs vorhaben 
umfasst insbesondere die Fragestellung, die Grundsät-
ze der Methodik sowie die Bewertung der Ergebnis-
se und deren Verbreitung. Beschlüsse der zuständigen 
Hochschulorgane zu diesen Entwicklungs- und For-
schungsvorhaben sind insoweit zulässig, als sie sich 
auf die Organisation, die För derung und Abstimmung 
von Vorhaben und die Bildung von Schwerpunkten 
beziehen; sie dürfen die Freiheit im Sinne von Satz 1 
nicht beeinträchtigen.
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(4) Die Freiheit der Lehre umfasst im Rahmen der zu 
erfüllenden Lehraufgaben insbe sondere die Durch-
führung von Lehrveranstaltungen und deren inhalt-
liche und metho dische Gestaltung sowie das Recht 
auf Äußerung künstlerischer, gestalterischer oder 
wissenschaftli cher Lehrmeinungen. Beschlüsse der zu-
ständigen Organe der Hoch schule in Fragen der Lehre 
sind insoweit zulässig, als sie sich auf die Organisation 
des Lehrbetriebs und auf die Aufstellung und Einhal-
tung von Studien- und Prüfungsord nungen beziehen; 
sie dürfen die Freiheit im Sinne von Satz 1 nicht be-
einträchtigen.
(5) Die Freiheit des Studiums umfasst, unbeschadet 
der Studien- und Prüfungsord nungen, insbesondere 
die freie Wahl von Lehrveranstaltungen, das Recht, 
innerhalb eines Studien gangs Schwerpunkte nach ei-
gener Wahl zu bestimmen, sowie die Erar beitung und 
Äuße rung künstlerischer und wissenschaftlicher Mei-
nungen. Beschlüsse der zuständigen Or gane der Hoch-
schule zu Fragen des Studiums sind insoweit zu lässig, 
als sie sich auf die Organisation und ordnungsgemäße 
Durchführung des Lehr- und Studienbetriebs und auf 
die Gewährleistung eines ordnungsgemäßen Studiums 
beziehen.
(6) Die Wahrnehmung der in den Absätzen 2 bis 5 ge-
nannten Rechte entbindet nicht von der Rücksicht auf 
die Rechte anderer und von der Beachtung der Rege-
lungen, die das Zusammenleben in der Hochschule 
ordnen.

§ 3
Bewertungsverfahren

(1) Die Leistungen der Hochschule der Bildenden 
Künste Saar bei der Erfüllung der Auf gaben nach § 1, 
insbesondere in Forschung und Lehre, bei künstleri-
schen oder gestalteri schen Entwicklungsvorhaben, bei 
der Förderung des künstlerischen und ge stalterischen 
Nachwuchses und der Gleichstellung von Frauen und 
Männern werden regelmäßig be wertet (Evaluierung). 
Alle Mitglieder der Hochschule haben die Pflicht, dabei 
mitzuwir ken. Zu diesem Zweck werden die Studieren-
den anonym zu ihrer Ein schätzung der Lehrveranstal-
tungen, der Studiengänge und der Studienbetreuung 
be fragt.
(2) Das Bewertungsverfahren wird unter der Gesamt-
verantwortung der Rektorin oder des Rektors durchge-
führt. Der Evaluierungsbericht wird von der Rektorin 
oder dem Rektor erstellt und dem Senat zugeleitet. Die 
Ergebnisse der Bewertungen sollen ver öffentlicht wer-
den. Bei der Erstellung und bei der Veröffentlichung 
des Evaluierungs berichts ist der Schutz personenbezo-
gener Daten im Sinne von § 73 zu beachten. 
(3) Das Nähere über das Bewertungsverfahren regelt 
die Hochschule in einer Ord nung, die der Zustimmung 
des Ministers für Bundesangelegenheiten, Kultur und 
Chef der Staatskanzlei bedarf.

§ 4
Hochschulentwicklungsplan

(1) Die Rektorin oder der Rektor erstellt mit Zustim-
mung des Senats den Hochschul entwicklungsplan 

unter besonderer Berücksichtigung eines regional 
abgestimmten Lehr- und Forschungsangebots. Die 
Planungen erstrecken sich insbesondere auf Per sonal 
und Ressourcen, die Errichtung, Änderung und Auf-
hebung von Studiengängen und besonde ren Einrich-
tungen der Hochschule der Bildenden Künste Saar, 
For schungsschwerpunkte sowie Maßnahmen der Qua-
litätssicherung und der Förderung des künstlerischen 
und ge stalterischen Nachwuchses.

(2) Der Hochschulentwicklungsplan bedarf der Zu-
stimmung des Ministers für Bundesangelegenheiten, 
Kultur und Chef der Staatskanzlei; er ist auf deren oder 
dessen Verlangen fortzuschreiben.

§ 5
Zielvereinbarungen

(1) Der Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur 
und Chef der Staatskanzlei kann mit der Hochschule 
der Bildenden Künste Saar Zielvereinbarungen treffen. 
Gegen stand der Zielvereinbarungen können insbeson-
dere Schwerpunktsetzungen im Studienangebot und in 
der Forschungskapazität, Maßnahmen zur Förderung 
der Qualität von Lehre und For schung sowie der zur 
Verfügung stehende Finanzrahmen sein.

(2) Eine Zielvereinbarung bedarf der Zustimmung 
des Senats und ist zu veröffentli chen. Die Hochschule 
unterrichtet den Minister für Bundesangelegenheiten, 
Kultur und Chef der Staatskanzlei regelmäßig über die 
Umsetzung.

Kapitel 2
Rechtsstellung

§ 6
Rechtsnatur

(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar ist eine 
vom Land getragene Körperschaft des öffentlichen 
Rechts und zugleich eine staatliche Einrichtung. Sie 
kann im Rechtsverkehr im eigenen Namen auftre ten. 
Ihr Sitz ist Saarbrücken.

(2) Die Beteiligung Dritter zur Förderung der Hoch-
schule ist insbesondere mit dem Ziel möglich, eine 
überregionale und internationale Zu sam menarbeit in 
Lehre, Forschung und bei künstlerischen Entwick-
lungsvorhaben zu pflegen. 

§ 7
Eigene Angelegenheiten

(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar hat 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben das Recht der 
Selbstverwaltung. 

(2) Zu den Selbstverwaltungsangelegenheiten gehö-
ren die unmittelbar mit Lehre, Forschung und künst-
lerischen Entwicklungsvorhaben sowie mit der Aus-
bildung und Weiterbildung zu sammenhängenden 
Aufgaben, insbesondere 
1. die Regelung der sich aus der Mitgliedschaft zur 

Hochschule ergebenden Rechte und Pflichten, 
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2.  die Mitwirkung bei der Ernennung oder Einstellung 
von Professorinnen und Professoren und sonstigen 
an der Hochschule tätigen Landesbediensteten, 

3. die Verleihung von Hochschulgraden, Würden und 
Ehrungen, 

4.  die Gestaltung des Studienangebots und der Hoch-
schulprüfungen und 

5.  die Verwaltung des eigenen Vermögens der Hoch-
schule. 

§ 8
Auftragsangelegenheiten

(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar nimmt 
die ihr übertragenen Aufgaben des Lan des als Auf-
tragsangelegenheiten wahr. 

(2) Auftragsangelegenheiten sind 
1. die Personalverwaltung, soweit der Minister für 

Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der 
Staatskanzlei diese sich nicht selbst vorbehält, 

2. die Erstellung des Entwurfs des Haushaltsvoran-
schlags und der Haushaltsvollzug, 

3. das Gebührenwesen, 
4. die Aufgaben bei der Ermittlung der Ausbil-

dungskapazität und der Festsetzung von Zu-
lassungszahlen und 

5. die nach § 1 Absatz 7 übertragenen Aufgaben. 

§ 9
Einheitsverwaltung

Die Hochschule der Bildenden Künste Saar erfüllt ihre 
Aufgaben, auch soweit es sich um Auftragsangelegen-
heiten handelt, durch eine einheitliche Verwaltung. 

§ 10
Finanzwesen und Personal

(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar hat ei-
genes Vermögen. 
(2) Sie erhebt Gebühren und Entgelte nach Maßgabe 
des Saarländischen Hochschulge bührengesetzes. 
(3) Der Haushalt der Hochschule bildet im Landes-
haushalt ein Kapitel im Einzelplan „Ministerpräsident 
und Staatskanzlei“. Für das Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesen gelten die allgemeinen gesetzlichen 
Bestimmungen des Landes. Ebenso gelten die von der 
Landesregierung oder einem Ministerium hierzu erlas-
senen Durch führungs- und Ausführungsbestimmun-
gen. 
(4) Die Prüfung der Haushaltsführung und Rechnungs-
legung der Hochschule obliegt dem Rechnungshof des 
Saarlandes. 
(5) Das Land ist zuständig für die Durchführung von 
Baumaßnahmen für Zwecke der Hoch schule. 
(6) Das Personal der Hochschule steht im Landes-
dienst. Oberste Dienstbehörde und Dienst vorgesetzte 
oder Dienstvorgesetzter für die Beamtinnen und Beam-
ten ist der Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur 
und Chef der Staatskanzlei. Sie oder er übt gegenüber 

den Beschäftigten die Befugnisse als Arbeitgeberin 
oder Arbeitgeber aus und kann diese als Arbeitgeberin 
oder Arbeitgeber ganz oder teilweise auf die Rektorin 
oder den Rektor übertragen. 

§ 11
Grundordnung und sonstige Ordnungen

(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar gibt 
sich eine Grundordnung, die der Zustimmung des Mi-
nisters für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef 
der Staatskanzlei bedarf. Die Zustimmung ist zu versa-
gen, wenn die Grundordnung den für sie maßgeblichen 
Rechtsvorschriften nicht entspricht. Einen Versagungs-
grund bildet auch eine Regelung von Organisation und 
Verfahren, die den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit widerspricht. 

(2) Die Hochschule erlässt Ordnungen nach Maßgabe 
dieses Gesetzes; sie kann Geschäfts ordnungen für die 
Kollegialorgane nach Maßgabe dieses Gesetzes erlas-
sen. 

(3) Die Grundordnung sowie die Ordnungen nach Ab-
satz 2 sind im Dienstblatt der Hoch schu len des Saar-
landes zu veröffentlichen. 

Kapitel 3 
Mitgliedschaft und Mitwirkung

§ 12
Mitglieder

(1) Mitglieder der Hochschule der Bildenden Künste 
Saar sind:
1. die beamteten und die in einem privatrechtlichen 

Dienstverhältnis stehenden Pro fessorinnen und 
Professoren,

2. die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter sowie die Lehrkräfte für besondere Aufga-
ben,

3. die hauptberuflichen sonstigen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter,

4. die eingeschriebenen Studierenden,
5. die Kanzlerin oder der Kanzler. 

(2) Die Rechte und Pflichten von Mitgliedern der 
Hochschule haben auch Personen, die, ohne Mitglieder 
nach Absatz 1 zu sein, in der Hochschule mit Zustim-
mung der Rektorin oder des Rektors hauptberuflich 
tätig sind.

(3) Vertreterinnen und Vertreter von Professorinnen und 
Professoren nehmen die mit der Stelle verbundenen 
Rechte und Pflichten eines Mitglieds wahr. Sie können 
nicht zur Rektorin oder zum Rektor, zur Prorektorin 
oder zum Prorektor sowie zur Leiterin oder zum Leiter 
sonstiger Hochschulorgane gewählt werden.

(4) Den Mitgliedern der Hochschule sind gleichge-
stellt:
1. die wegen Erreichens der Altersgrenze in den  

Ruhestand getretenen Professorinnen und Profes-
soren,
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2. die Gastprofessorinnen und Gastprofessoren,
3. die Honorarprofessorinnen und Honorarprofesso-

ren,
4. die Lehrbeauftragten und die künstlerischen Hilfs-

kräfte.

Das aktive und passive Wahlrecht sowie Sitz und Stim-
me in Gremien stehen ihnen nicht zu.

§ 13
Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Die Mitglieder der Hochschule der Bildenden 
Künste Saar nach § 12 Absatz 1 und 2 haben das Recht 
und die Pflicht, nach Maßgabe dieses Gesetzes und der 
Grundord nung an der Selbstverwaltung der Hochschu-
le mitzuwirken. Die Übernahme eines Amtes in der 
Selbstverwaltung kann nur abgelehnt werden, wenn 
wichtige Gründe vorliegen. 

(2) Mitglieder, die in einem Dienst- oder Beschäfti-
gungsverhältnis stehen, erfüllen ihre Pflichten nach 
Absatz 1 Satz 1 zugleich als eine ihnen dienstlich ob-
liegende Auf gabe.

(3) Die Mitglieder von Gremien sind ungeachtet ihrer 
Zugehörigkeit zu einer Gruppe nach § 12 Absatz 1 dem 
Gesamtwohl der Hochschule verpflichtet. Sie sind an 
Auf träge und Weisungen nicht gebunden.

(4) Die Mitglieder der Hochschule dürfen wegen ihrer 
Tätigkeit in der Selbstverwal tung nicht benachteiligt 
werden.

§ 14
Zusammensetzung der Hochschulgremien

(1) Für die Vertretung im Senat und in anderen Hoch-
schulgremien bilden
1.  die Professorinnen und Professoren gemäß § 12 

Absatz 1 Nummer 1,
2.  die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter sowie die Lehrkräfte für besondere Aufga-
ben,

3.  die sonstigen hauptberuflichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter und

4.  die eingeschriebenen Studierenden
jeweils eine Gruppe.
Alle Mitgliedergruppen müssen vertreten sein und 
wirken nach Maßgabe dieses Ge setzes grundsätzlich 
stimmberechtigt an Entscheidungen mit.

(2) Art und Umfang der Mitwirkung sowie die zahlen-
mäßige Zusammensetzung der Gre mien bestimmen 
sich nach der fachlichen Gliederung der Hochschule, 
den Aufga ben der Gremien sowie nach der Qualifi-
kation, Funktion, Verantwortung und Be troffenheit 
der Mitglieder der Hochschule. Soweit dieses Gesetz 
nichts anderes be stimmt, sind die ent sprechenden Re-
gelungen durch die Grundordnung oder nach Maß gabe 
der Grundordnung zu treffen.

§ 15
Grundsätze der Gremienarbeit

(1) Sitzungen der Gremien finden in regelmäßigen Ab-
ständen und nach Bedarf auch in der vorlesungsfreien 
Zeit statt. In unaufschiebbaren Angelegenheiten, in de-
nen ein Beschluss des an sich zuständigen Gremiums 
nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann, entschei-
det die oder der Vorsitzende des Gremiums. Das gilt 
nicht für Wahlen. Die oder der Vorsitzende des Gre-
miums hat dem Gremium unverzüglich die Gründe für 
die getroffene Entschei dung und die Art der Erledigung 
mitzuteilen.

(2) Sonstige hauptberufliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die einem Gremium ange hören, wirken 
an Entscheidungen, welche die Kunstausübung, künst-
lerische Entwick lungsvorhaben, Forschung, Lehre 
oder die Berufung von Professorinnen und Professo-
ren unmittelbar berühren, nur beratend mit. In diesen 
Angelegenheiten haben sie Stimmrecht, soweit sie 
ent sprechende Funktionen in der Hochschule der Bil-
denden Künste Saar wahrnehmen und über be sondere 
Erfahrungen im je weiligen Bereich verfügen. Über das 
Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 2 entscheidet 
die oder der Vorsitzende des Gremiums zu Beginn der 
Amtszeit des Gre mienmitgliedes.

(3) Die Mitglieder von Gremien dürfen Mitglieder der 
Hochschule über die gefassten Be schlüsse und deren 
wesentliche Gründe unterrichten, soweit nicht Schwei-
gepflicht besteht. Schweigepflicht besteht bei allen in 
nichtöffentlicher Sitzung behandelten An gelegenhei-
ten. Die Pflicht zur Verschwiegenheit schließt auch die 
Geheimhaltung der Beratungsun terlagen ein; sie be-
steht auch nach Beendigung der Mitgliedschaft in dem 
Gremium fort.

§ 16
Wahlen zu den Gremien

(1) Die Mitglieder des Senats, des erweiterten Senats, 
des Beirats für Frauenfragen sowie anderer Hochschul-
gremien werden in freier, gleicher und geheimer Wahl 
von den jewei ligen Mitgliedergruppen getrennt und in 
der Regel nach den Grundsätzen der personali sierten 
Verhältniswahl gewählt. Für die Wahl des Beirats für 
Frauenfragen gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass nur die 
weiblichen Mitglieder der jeweiligen Gruppe wahlbe-
rechtigt sind. Von der Verhältniswahl kann abgesehen 
werden, wenn wegen einer überschaubaren Zahl von 
Wahlberechtigten die Mehrheitswahl angemessen ist. 
Durch die Regelung des Wahlverfahrens und die Be-
stimmung des Zeitpunkts der Wahl sind die Voraus-
setzungen für eine möglichst hohe Wahlbeteiligung zu 
schaffen. Allen Wahlberechtigten ist die Möglichkeit 
der Briefwahl zu geben.

(2) Die Mitglieder eines Gremiums werden für eine 
bestimmte Zeit gewählt. Sie be trägt in den Kollegial-
organen vier Jahre, für Vertreterinnen und Vertreter der 
Gruppe der Stu dierenden zwei Jahre.

(3) Für die Mitglieder der Gremien ist jeweils eine 
gleiche Zahl von Stellvertre terinnen und Stellvertre-
tern zu wählen. Gewählte stellvertretende Mitglieder 
sind zugleich Ersatz mitglieder.
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(4) Die gewählten Mitglieder und stellvertretenden 
Mitglieder sind nicht an Weisungen gebunden.

(5) Das Nähere regelt eine Wahlordnung, welche die 
Hochschule der Bildenden Künste Saar nach Zustim-
mung des Ministers für Bundesangelegenheiten, Kul-
tur und Chef der Staatskanzlei erlässt.

§ 17
Öffentlichkeit

(1) Der erweiterte Senat nach § 26 verhandelt öffent-
lich. Die Öffentlichkeit kann auf die Mitglieder der 
Hochschule der Bildenden Künste Saar beschränkt 
oder aus wichti gem Grund ausgeschlossen werden. 
Das Nähere regelt die Ordnung gemäß § 26 Ab satz 5 in 
Verbindung mit § 25 Absatz 5. 

(2) Die übrigen Gremien der Hochschule tagen grund-
sätzlich nicht öffentlich. Sie kön nen mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln Öffentlichkeit herstellen, soweit 
rechtli che Gründe nicht entgegenstehen und schutz-
würdige Belange der Betroffenen nicht be einträchtigt 
werden. Personal- und Prüfungsangelegenheiten wer-
den in nichtöffent licher Sitzung behandelt. Das Nähere 
regelt die Grundordnung.

§ 18
Verfahrensgrundsätze

(1) Mitgliedern der Hochschule der Bildenden Künste 
Saar muss vor der Entscheidung eines Organs, von der 
sie unmittelbar in ihrem dienstlichen Aufgabenkreis 
oder per sönlich betroffen werden, die Möglichkeit ei-
ner Anhörung eingeräumt werden. 

(2) Vor der Entscheidung eines Gremiums über die Ko-
ordination von Lehre und For schung sowie über künst-
lerische Entwicklungsvorhaben sind die fachlich un-
mittelbar be troffenen Professorinnen und Professoren, 
bei Entscheidungen über die Koordina tion von Lehre 
auch die fachlich unmittelbar betroffenen Lehrkräfte 
für besondere Aufgaben und wissenschaftliche Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter zu hören. Satz 1 gilt nicht 
für die Beschlussfassung durch zentrale Organe.

(3) Entscheidungen in Personalangelegenheiten erfol-
gen in geheimer Abstimmung. 

(4) Jedes überstimmte Mitglied kann einen abweichen-
den Standpunkt in einem schrift lichen Sondervotum 
darlegen, sofern das Gremium vor der Entscheidung 
dieses Ver fahren auf Antrag ermöglicht hat. Das Son-
dervotum ist in die Niederschrift aufzu nehmen. Be-
schlüssen, die an anderen Stellen vorzulegen sind, ist 
das Sondervotum beizufügen, sofern das Mitglied dies 
verlangt.

§ 19
Ordnungsrecht

(1) Alle Mitglieder und die ihnen gleichgestellten Per-
sonen haben sich, unbeschadet wei tergehender Ver-
pflichtungen aus einem Dienst- oder Beschäftigungs-
verhältnis, so zu ver halten, dass die Hochschule der 
Bildenden Künste Saar und ihre Organe ihre Aufgaben 
erfüllen können und niemand gehindert wird, seine 

Rechte und Pflichten an der Hoch schule wahrzuneh-
men. 

(2) Um die ordnungsgemäße Wahrnehmung der Auf-
gaben der Hochschule zu gewähr leisten und Personen 
und Sachen vor Gefahr zu schützen, kann die Rektorin 
oder der Rektor vorläufige Maßnahmen treffen. Maß-
nahmen gegenüber Landesbeamtinnen oder Landesbe-
amten sowie Beschäftigten des Landes bedürfen der 
Zustimmung des Ministers für Bundesangelegenhei-
ten, Kultur und Chef der Staatskanzlei.

Die Zustimmung ist, soweit möglich, vor Anordnung 
der jeweiligen Maßnahme ein zuholen. 

Kapitel 4
Aufbau und Organisation

§ 20
Allgemeines

Aufbau und Gliederung der Hochschule der Bildenden 
Künste Saar werden in der Grundordnung geregelt, so-
weit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

§ 21
Zentrale Organe

(1) Zentrale Organe der Hochschule der Bildenden 
Künste Saar sind
1. die Rektorin oder der Rektor,
2. der Senat,
3. der erweiterte Senat.

(2) Die Rektorin oder der Rektor wird unterstützt vom 
Rektorat. 

§ 22
Aufgaben der Rektorin oder des Rektors

(1) Die Rektorin oder der Rektor leitet die Hochschule 
der Bildenden Künste Saar und ver tritt sie nach außen. 
Sie oder er ist für alle Aufgaben der Hochschule zu-
ständig, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 
Sie oder er ist insbesondere zuständig für:
1. den Abschluss von Zielvereinbarungen (§ 5),
2. die Einrichtung, Änderung und Aufhebung von 

Studiengängen und zentralen Ein rich tungen,
3. die Koordination der Tätigkeit der einzelnen Hoch-

schulgliederungen,
4. die Erstellung des Evaluierungsberichts (§ 3),
5. die Wahrung der Ordnung und die Ausübung des 

Hausrechts. 

(2) Die Rektorin oder der Rektor wirkt darauf hin, 
dass die Organe und Einrichtungen der Hochschule 
ihre Aufgaben wahrnehmen, dass die Mitglieder der 
Hochschule ihre Pflichten erfüllen und dass sie in ih-
ren Rechten geschützt werden. Insbesondere trägt die 
Rektorin oder der Rektor dafür Sorge, dass die zur 
Lehre verpflichteten Personen ihre Lehr- und Prü-
fungsverpflichtung ordnungsgemäß erfüllen; sie oder 
er kann diese Auf gabe einer Professorin oder einem 
Professor übertragen.
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(3) Die Rektorin oder der Rektor vollzieht die Be-
schlüsse des Senats. Sie oder er hat den Se nat über alle 
wichtigen, die Hochschule und ihre Verwaltung betref-
fenden Angelegen heiten unverzüglich zu unterrichten. 
Sie oder er kann zur Vorbereitung ihrer oder seiner 
Entschei dungen Angelegenheiten von besonderer Be-
deutung dem Senat zur Stellung nahme vorle gen. Die 
Rektorin oder der Rektor legt dem Senat jährlich einen 
Rechen schaftsbericht vor, der die wesentlichen Ergeb-
nisse der Arbeit der Hochschule zu sammenfasst. Dem 
Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef 
der Staatskanzlei leitet sie oder er einen Jahresbericht 
auf der Grundlage der Ergebnisse aus dem Bewer-
tungsverfahren nach § 3 und aus dem Lehrbericht zu.
(4) Hält die Rektorin oder der Rektor Beschlüsse oder 
Maßnahmen eines anderen Organs der Hochschule für 
rechtswidrig, so hat sie oder er diese zu beanstanden 
und ihre Auf hebung binnen angemessener Frist zu ver-
langen. Wird keine Abhilfe geschaffen, so legt sie oder 
er die Angelegenheit unverzüglich dem Minister für 
Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der Staats-
kanzlei zur rechtsaufsichtlichen Entscheidung vor. 
Die Beanstandung hat auf schiebende Wirkung. Be-
anstandete Beschlüsse oder Maßnahmen dürfen nicht 
ausgeführt werden; sind sie bereits ausgeführt, so kann 
die Rektorin oder der Rektor anordnen, dass sie rück-
gängig gemacht werden, soweit unentziehbare Rech-
te Dritter nicht entstanden sind. In dringenden Fällen 
kann die Rektorin oder der Rektor vorläufige Maßnah-
men treffen.
(5) Die Organe, Gremien und Funktionsträger der 
Hochschule haben der Rektorin oder dem Rektor Aus-
kunft zu erteilen. Die Rektorin oder der Rektor kann an 
allen Sitzungen der Organe und Gremien mit beraten-
der Stimme teilnehmen und sich jederzeit über de ren 
Arbeit unterrichten.
(6) Zur Unterstützung der Arbeit der Rektorin oder des 
Rektors wird ein Rektorat einge richtet. Ihm gehören 
die Rektorin oder der Rektor als Leiterin oder Leiter 
sowie die Pro rektorin oder der Prorektor und die Kanz-
lerin oder der Kanzler an. Zu den Aufgaben des Rekto-
rats gehören insbesondere:
1. die Vorbereitung des Hochschulentwicklungspla-

nes, 
2. die Entscheidung über den Entwurf des Haushalts-

voranschlages und über die Verwen dung der Mittel 
nach Maßgabe des Haushalts und 

3. die Zuweisung von Räumen.
Das Nähere regelt die Grundordnung.  

§ 23
Wahl und dienstrechtliche Stellung der Rektorin 

oder des Rektors
(1) Die Rektorin oder der Rektor wird vom erweiterten 
Senat aus dem Kreis der an der Hoch schule der Bilden-
den Künste Saar hauptberuflich tätigen Professorinnen 
oder Professoren für die Dauer von vier Jahren gewählt 
und dem Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur 
und Chef der Staatskanzlei zur Bestellung vorgeschla-
gen. Eine Wiederwahl ist zu lässig. Das Wahlver fahren 
regelt die Grundordnung.

(2) Die Rektorin oder der Rektor ist von ihren oder 
seinen Dienstpflichten als Pro fessorin oder Professor 
angemessen zu entlasten. Sie oder er kann während ih-
rer oder seiner Amtszeit kein anderes Wahlamt in der 
Hochschule wahrnehmen.

§ 24
Prorektorin oder Prorektor

(1) Die Prorektorin oder der Prorektor unterstützt und 
vertritt die Rektorin oder den Rektor bei der Wahrneh-
mung ihrer oder seiner Aufgaben. Die Rektorin oder 
der Rektor kann der Prorektorin oder dem Prorektor 
bestimmte Geschäftsbereiche über tragen, in denen 
diese oder dieser die Rektorin oder den Rektor stän-
dig vertritt; sie oder er kann der Pro rektorin oder dem 
Prorektor allgemein oder im Einzelfall Wei sungen er-
teilen.

(2) Die Prorektorin oder der Prorektor wird auf Vor-
schlag der Rektorin oder des Rektors vom erweiterten 
Senat aus dem Kreis der an der Hochschule der Bilden-
den Künste Saar hauptberuflich tätigen Professorinnen 
und Professo ren für die Dauer von vier Jahren gewählt 
und dem Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur 
und Chef der Staatskanzlei zur Bestellung vorgeschla-
gen. § 23 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 2 gilt ent-
sprechend.

§ 25
Senat

(1) Der Senat entscheidet in Angelegenheiten von 
grundsätzlicher Bedeutung, welche die ge samte Hoch-
schule der Bildenden Künste Saar oder zentrale Ein-
richtungen betreffen. Er ist ins besondere zuständig für:
1. den Erlass von Ordnungen der Hochschule, soweit 

dieses Gesetz nichts anderes be stimmt,
2. die Entscheidung in allgemeinen Fragen des Lehr- 

und Studienbetriebs und die Fest setzung der Zu-
lassungszahlen,

3. die Entscheidung in grundsätzlichen Fragen 
der Forschung und der künstlerischen oder ge-
stalterischen Entwicklungsvorhaben einschließlich 
der Schwerpunktbildung sowie der Förde rung des 
künstlerischen, gestalterischen und wissenschaftli-
chen Nachwuchses,

4. die Beschlussfassung über den Hochschulentwick-
lungsplan sowie die Stellungnahme zum Evaluie-
rungsbericht,

5. die Beschlussfassung über Vorschläge für die Be-
rufung von Professorinnen und Professo ren, für die 
Einstellung von Lehrkräften für besondere Aufga-
ben sowie für die Ein stellung von wissenschaftli-
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,

6. Stellungnahmen zu Einrichtung, Aufhebung und 
Änderung von Studiengängen und Hochschulein-
richtungen,

7. die Benennung der Vertreterinnen und Vertreter 
der Hochschule in externen Gremien,

8. akademische Ehrungen seitens der Hochschule,
9. die von der Grundordnung bestimmten weiteren 

Angelegenheiten.
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Der Senat kann zu seiner Unterstützung beratende oder 
beschließende Ausschüsse einsetzen.

(2) Der Senat beaufsichtigt die Hochschulleitung bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben, insbe son dere durch die 
Beratung des Rechenschaftsberichts der Rektorin oder 
des Rektors und deren oder dessen Entlastung sowie 
die Stellungnahme zum Entwurf des Haushaltsvoran-
schlages. Zur Durchführung seiner Aufsicht hat der Se-
nat ein umfassendes Informations recht gegenüber der 
Hochschulleitung.

(3) Mitglieder des Senates sind:
1. die Rektorin oder der Rektor als Vorsitzende oder 

Vorsitzender sowie die Prorektorin oder der Pro-
rektor,

2. sechs Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der 
Professorinnen und Professoren,

3. zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ge mäß § 12 Ab-
satz 1 Nummer 2,

4. zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ge mäß § 12 Ab-
satz 1 Nummer 3,

5. drei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der 
eingeschriebenen Studierenden,

6. mit beratender Stimme die Kanzlerin oder der 
Kanzler.

(4) Der Senat hat eine Vertreterin oder einen Vertreter 
des Allgemeinen Studierendenaus schusses in Ange-
legenheiten der Lehre und des Studiums als Sachver-
ständige oder Sachver ständigen zu hören. Darüber hin-
aus kann der Senat weitere Sachverständige hören. Die 
Rektorin oder der Rektor bestimmt mit der Versendung 
der Tagesordnung, zu welchen Ta gesordnungspunkten 
Sachverständige zu hören sind.

(5) Das Nähere regelt eine Ordnung, die der Zustim-
mung des Ministers für Bundesangelegenheiten, Kul-
tur und Chef der Staatskanzlei bedarf. 

§ 26
Erweiterter Senat

(1) Der erweiterte Senat hat folgende Aufgaben:
1. Beschlussfassung über die Grundordnung, 
2. Wahl der Rektorin oder des Rektors und der Pro-

rektorin oder des Prorektors. 

(2) Beschlüsse über die Grundordnung werden in ge-
heimer Abstimmung und mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der anwesenden Mitglieder gefasst. 

(3) Mitglieder des erweiterten Senats sind alle Profes-
sorinnen und Professoren sowie Vertreterinnen und 
Vertreter der Gruppen nach § 12 Absatz 1 Nummer 2 
bis 4. Die Zahl der Professorinnen und Professoren 
und der Vertreterinnen und Vertreter der Gruppen nach 
§ 12 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 steht im Verhältnis 
sechs zu eins zu eins zu zwei. Ent stehende Bruchteile 
bei der Zahl der Vertreterinnen und Vertreter der Grup-
pen nach § 12 Absatz 1 Nummer 2 bis 4 werden bis 0,5 
abgerundet und darüber aufgerundet. 

(4) Der erweiterte Senat wählt seine Vorsitzende oder 
seinen Vorsitzenden und deren oder dessen Stellvertre-
terin oder Stellvertreter. 

(5) Im Übrigen gilt § 25 Absatz 5 entsprechend.

§ 27
Leiterin oder Leiter der Hochschulverwaltung

(1) Die Leiterin der Hochschulverwaltung führt den 
Titel „Kanzlerin der Hochschule der Bildenden Küns-
te Saar“, der Leiter den Titel „Kanzler der Hochschule 
der Bil denden Künste Saar“. 

(2) Sie oder er leitet die Hochschulverwaltung nach 
den Weisungen der Rektorin oder des Rektors und ist 
verantwortlich für die verwaltungsmäßige Durchfüh-
rung der Be schlüsse des Rektorats und des Senats. Sie 
oder er wirkt darauf hin, dass die Verwal tung die für 
die Erfüllung der Hochschulaufgaben notwendigen 
Dienstleistungs funktionen wahrnimmt. 

(3) Sie oder er bereitet für das Rektorat den Entwurf 
des Haushaltsvoranschlages und einen Vorschlag für 
die Mittelverwendung vor. Sie oder er ist Beauftragte 
oder Beauftrag ter für den Haushalt und kann in die-
ser Eigenschaft finanzrelevanten Entscheidungen des 
Rektorats mit aufschiebender Wirkung widersprechen.

(4) Die Organe der Hochschule und ihre Gliederungen 
haben der Kanzlerin oder dem Kanzler in deren oder 
dessen Zuständigkeitsbereich Auskunft zu erteilen. Sie 
oder er ist zu den Sitzungen des Senats unter Angabe 
der Tagesordnung einzuladen und hat das Recht, dort 
jederzeit das Wort zu ergreifen. Sie oder er nimmt an 
Wahlen nicht teil. 

(5) Die Kanzlerin oder der Kanzler wird im Benehmen 
mit dem Senat und der Rek torin oder dem Rektor von 
dem Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur und 
Chef der Staatskanzlei bestellt.

§ 28
Frauenbeauftragte und Beirat für Frauenfragen

(1) Im Rahmen der Aufgaben nach dem Landesgleich-
stellungsgesetz ernennt die Rek torin oder der Rektor 
eine Frauenbeauftragte und eine Vertreterin für die 
Frauen be auftragte. 

(2) Dem Beirat für Frauenfragen gehören Vertreterin-
nen der Mitglie dergruppen nach § 12 Absatz 1 an. Der 
Beirat kann Ausschüsse bilden, denen auch Personen 
angehören, die nicht Mitglied des Beirats sind. Der 
Beirat unterstützt die Frauenbeauftragte bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben.

(3) Die Frauenbeauftragte berät und unterstützt die 
Rektorin oder den Rektor und die übrigen zuständigen 
Stellen der Hochschule der Bildenden Künste Saar in 
allen Gleich stellungsfragen. Sie ist die Beauftragte im 
Sinne des Landesgleich stellungsgesetzes und beteiligt 
sich gemeinsam mit dem Beirat für Frauenfragen an 
der Erstellung von Frau enförderplänen gemäß § 7 des 
Landesgleich stellungs gesetzes durch die Hochschule; 
diese sind dem Senat zur Beschlussfassung vorzule-
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gen. Die Frauenbeauftragte wirkt darauf hin, dass die 
Mitglieder der Hochschule über allgemeine Fragen der 
Gleich stellung informiert werden. 

(4) Die Organe und Einrichtungen der Hochschule ha-
ben die Frauenbeauftragte in ihrer Arbeit zu unterstüt-
zen; insbesondere sind ihr entsprechende Informatio-
nen zur Erarbei tung, Umsetzung und Einhaltung von 
Frauenförderplänen und sonstigen Maßnahmen vorzu-
legen. Sie kann mit beratender Stimme an allen Sitzun-
gen der Kollegialorgane und deren Ausschüsse, insbe-
sondere der Berufungskommissionen, teilnehmen. Sie 
macht Vor schläge und nimmt Stellung gegenüber den 
zuständigen Stellen der Hoch schule. Wenn sie und ihre 
Vertreterin an einer Sitzung nicht teilnehmen können, 
kann die Frauenbeauftragte aus dem Kreis der Mitglie-
der des Beirats für Frauenfragen eine Terminvertrete-
rin beauftragen.

(5) Frauen, die an der Hochschule wegen ihres Ge-
schlechts Benachteiligungen be fürchten oder erfahren 
haben, können sich an die Frauenbeauftragte wenden. 
Die zu ständigen Stellen sind auf Aufforderung der 
Frauenbeauftragten zur Stellungnahme verpflichtet. 
Sie kann Vorschläge zur Abhilfe vorlegen. Mit Zustim-
mung der Betroffe nen kann sie deren Personalunterla-
gen einsehen.

(6) Die Frauenbeauftragte nimmt gegenüber dem Mi-
nister für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der 
Staatskanzlei Stellung zu den von der Hochschule ge-
mäß § 6 des Landes gleichstellungsgesetzes erhobenen 
Daten, dem von der Hochschule erarbeiteten Frauen-
förderplan gemäß § 7 des Landesgleichstellungsgeset-
zes und zum Bericht der Hoch schule gemäß § 9 des 
Landesgleichstellungsgesetzes. Der Senat nimmt zu 
dem Bericht Stellung.

(7) Die Frauenbeauftragte und deren Vertreterin sind 
aus dem Kreis der Mitglieder der Hochschule nach 
§ 12 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 zu wählen. Sie wer-
den vom Beirat für Frauenfragen für eine Amtszeit von 
jeweils drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist mög lich. 
Die Tätigkeit der Frauenbeauftragten ist dienstliche 
Tätigkeit. Die Frauenbeauf tragte ist zur Ausübung ih-
res Amtes von ihren sonstigen Dienstaufgaben ange-
messen zu entlasten.

(8) Im Übrigen gilt das Landesgleichstellungsgesetz.

§ 29
Hochschuleinrichtungen

(1) Für allgemeine Aufgaben der Betreuung und Un-
terstützung von Lehre und For schung sowie für all-
gemeine Dienste unterhält die Hochschule zentrale 
Einrichtungen, soweit dies mit Rücksicht auf die Auf-
gabe, Größe und Ausstattung zweckmäßig ist. Zentrale 
Einrich tungen haben in der Regel eine eigene Leitung.

(2) Auf Antrag des Senats kann der Minister für Bun-
desangelegenheiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei 
einer Einrichtung, die der Lehre, der Forschung oder der 
Durchführung künstleri scher Entwick lungsvorhaben 
dient oder Aufgaben wahrnimmt, die mit Aufgaben 
nach § 1 Absatz 1 und 2 zu sammenhängen, die Stel-
lung einer wissenschaftli chen, künstleri schen oder 

gestalterischen Einrichtung an der Hochschule verlei-
hen (angegliederte Ein richtung). Durch die Verleihung 
werden die rechtliche Selbständig keit der Einrichtung 
und die Rechts stellung der dort tätigen Bediensteten 
nicht berührt. Mitgliedern der Hochschule kön nen im 
Rahmen ihrer dienstrechtlichen Aufgaben vorüberge-
hend auch Tätigkeiten in angeglie derten Einrichtungen 
übertragen werden, sofern dies mit der Erfüllung ihrer 
übrigen Dienstaufgaben vereinbar ist. 

Kapitel 5
Personal

§ 30
Anwendung beamtenrechtlicher Vorschriften auf 

Professorinnen und Professoren

(1) Auf beamtete Professorinnen und Professoren fin-
den die für Beamtinnen und Be amte all gemein gelten-
den Vorschriften Anwendung, soweit dieses Gesetz 
nichts an deres bestimmt. 

(2) Die beamtenrechtlichen Vorschriften über die 
Laufbahnen sind nicht anzuwenden. Professorinnen 
und Professoren treten mit Ablauf des Se mesters in 
den Ruhestand, in dem sie die Altersgrenze erreichen. 
Die Vor schriften über die Arbeitszeit mit Aus nahme 
des § 79 des Saarländischen Beamtenge setzes sind 
nicht anzuwenden. Erfor dert jedoch der Aufgabenbe-
reich einer Einrichtung der Hochschule eine regelmä-
ßige oder planmäßige Anwesenheit, so kann der Mi-
nister für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef 
der Staatskanzlei § 78 Absatz 1 bis 3 des Saarländi-
schen Beamtengesetzes durch Rechts verordnung im 
Einver nehmen mit dem Ministerium für Inneres und 
Europaangelegen heiten und dem Ministerium der Fi-
nanzen für anwendbar erklären. Die Vorschriften über 
den Verlust der Bezüge oder der sonstigen Leistungen 
des Dienst herrn wegen nicht genehmigten schuld haften 
Fernbleibens vom Dienst sind anzuwen den. 

(3) Der Erholungsurlaub ist durch die veranstaltungs-
freie Zeit abgegolten. Heilkuren sollen in der veranstal-
tungsfreien Zeit durchgeführt werden. Die Erteilung 
von Urlaub für künstlerische Entwicklungsvorhaben 
und Forschung regelt der Minister für Bundesangele-
genheiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium für Inneres und Euro-
paangelegenheiten und dem Ministerium der Finanzen 
nach Anhörung der Hochschule durch Rechtsverord-
nung. Dabei ist zu bestimmen, ob und inwieweit die 
Bezüge während des Urlaubs zu be lassen sind. 

(4) Zur Professorin oder zum Professor im Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit soll nicht ernannt werden, 
wer das fünfundfünfzigste Lebensjahr bereits vollen-
det hat. 

(5) Soweit für Professorinnen und Professoren ein 
befristetes privatrechtliches Dienst verhält nis oder ein 
Beamtenverhältnis auf Probe begründet worden ist, ist 
es, sofern dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, auf 
Antrag der Professorin oder des Pro fessors aus den in 
Satz 2 genannten Gründen zu verlängern. Gründe für 
eine Ver längerung sind: 
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1. Beurlaubung nach § 83 des Saarländischen Beam-
tengesetzes,

2. Beurlaubung zur Ausübung eines mit ihrem oder 
seinem Amt zu vereinbarenden Man dats nach § 33 
des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mit-
glieder des Landtags des Saarlandes, in Anwen-
dung des Abgeordnetengesetzes eines an deren 
Landes oder in entsprechender Anwendung des 
§ 89 a Absatz 2 des Bun des beamtenge setzes,

3. Beurlaubung für eine wissenschaftliche oder 
künstlerische Tätigkeit oder eine außer halb des 
Hochschulbereichs oder im Ausland durchgeführ-
te wissenschaft liche, künstlerische oder berufliche 
Aus-, Fort- oder Weiterbildung,

4. Grundwehr- und Zivildienst oder 
5. Inanspruchnahme von Elternzeit nach der Eltern-

zeitverordnung oder Beschäfti gungsverbot nach 
den §§ 1 bis 3 und 7 der Verordnung über den Mut-
terschutz für Beamtinnen und Richterinnen in dem 
Umfang, in dem eine Erwerbstätigkeit nicht erfolgt 
ist. 

Dies gilt entsprechend im Falle einer Teilzeitbeschäf-
tigung, einer Ermäßigung der Ar beitszeit nach einem 
der in Satz 2 Nummer 2 genannten Landesgesetze oder 
einer Frei stellung zur Wahrnehmung von Aufgaben in 
einer Personal- und Schwerbehinderten vertretung oder 
als Frauenbeauftragte, wenn die Ermäßigung mindes-
tens ein Fünftel der regelmäßigen Arbeitszeit betrug. 
Eine Verlängerung darf den Umfang der Beur laubung, 
der Freistellung oder der Ermä ßigung der Arbeitszeit 
und in den Fällen des Satzes 2 Nummer 1 bis 3 und des 
Satzes 3 die Dauer von jeweils zwei Jahren nicht über-
schreiten. Mehrere Verlängerungen nach Satz 2 Num-
mer 1 bis 4 und Satz 3 dürfen insge samt die Dauer von 
drei Jahren nicht überschrei ten. Verlänge rungen nach 
Satz 2 Nummer 5 dürfen, auch wenn sie mit anderen 
Ver längerungen zusammen treffen, insgesamt vier Jah-
re nicht überschreiten. 

(6) Nicht beamteten Professorinnen, Professoren und 
Lehrkräften für besondere Auf ga ben, die zu einer öf-
fentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen die-
nenden For schungs- und Lehrtätigkeit oder Tätigkeit 
in künstlerischen Entwicklungsvorhaben be urlaubt 
worden sind und in Ausübung oder infolge dieser 
Tätigkeit einen Unfall er leiden, kann Unfallfürsorge 
entsprechend § 31 Absatz 5 des durch Gesetz vom 
14. Mai 2008 (Amtsbl. S. 1062) in Landesrecht über-
geleiteten Beamtenversorgungs gesetzes gewährt wer-
den, soweit sie nicht anderweitig Anspruch auf ent-
sprechende Leistungen haben. 

§ 31
Lehrverpflichtung

(1) Der Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur 
und Chef der Staatskanzlei und das Ministerium für 
Wirtschaft und Wissenschaft regeln im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Inneres und Europaangele-
genheiten und dem Ministerium der Finanzen den Um-
fang der dienstrechtlichen Lehrverpflichtung der Pro-
fessorinnen und Professoren sowie der Lehrkräfte für 
besondere Aufgaben durch Rechtsverordnung. Dabei 

sind die unter schiedlichen Dienstaufgaben sowie der 
unterschiedliche Zeitaufwand für die verschie denen 
Arten von Lehrveranstaltungen zu berücksichtigen. 

(2) In der Rechtsverordnung kann bestimmt werden, 
unter welchen Voraussetzungen und in welchem Um-
fang die Lehrverpflichtungen im Austausch zwischen 
mehreren Lehrenden oder im Ausgleich mit den eige-
nen Lehrverpflichtungen in mehreren Se mestern erfüllt 
oder von Professorinnen und Professoren für begrenz-
te Zeit ausschließ lich oder überwie gend Aufgaben der 
Forschung oder künstlerischer oder gestalterischer 
Entwicklungsvor haben in ihrem Fach wahrgenommen 
werden können, wenn das erfor derliche Lehran gebot 
gewährleistet ist. 

(3) Der Senat nimmt zu dem Entwurf der Lehrver-
pflichtungsverordnung Stellung. 

§ 32
Nebentätigkeit

Für die Ausübung von Nebentätigkeiten des beamteten 
wissenschaftlichen und künst lerischen Personals gelten 
die Bestimmungen der §§ 84 bis 94 des Saarländischen 
Beamtengesetzes in Verbindung mit der Verordnung 
über die Nebentätigkeit des beamteten wissenschaftli-
chen und künstlerischen Personals an den staatlichen 
Hochschulen in der jeweils geltenden Fassung, soweit 
diese nicht den im Beamtenstatusgesetz oder im Saar-
ländischen Beamtengesetz neuer Fassung enthaltenen 
Regelungen widersprechen.

§ 33

Dienstaufgaben der Professorinnen  
und Professoren

(1) Die Professorinnen und Professoren nehmen die 
der Hochschule der Bildenden Künste Saar obliegen-
den Aufgaben in der Lehre, der Designproduktion und 
der Kunst ausübung, in künstlerischen oder gestalte-
rischen Entwicklungsvorhaben und in der Forschung 
nach näherer Ausgestaltung ihres Dienstverhältnisses 
selbstständig wahr. Im Rahmen ihres Dienstverhältnis-
ses sind sie verpflichtet, Lehrveranstaltungen abzuhal-
ten und dabei zur Verwirklichung des von der Hoch-
schule zu gewährleistenden Lehrange bots beizutragen. 
Die Wahrnehmung von Aufgaben in Einrichtungen 
der Kunst-, De sign- oder Wissenschaftsförderung, die 
überwiegend aus staatlichen Mitteln finanziert werden, 
soll auf Antrag der Professorin oder des Professors zur 
Dienstaufgabe erklärt werden, wenn dies mit der Erfül-
lung ihrer oder seiner übrigen Aufgaben vereinbar ist.

(2) Zu den hauptberuflichen Aufgaben der Professorin-
nen und Professoren gehört es auch,
1. sich an Aufgaben der Studienreform und Studien-

beratung zu beteiligen,
2. an der Selbstverwaltung mitzuwirken,
3. Hochschulprüfungen abzunehmen und sich an 

Staatsprüfungen zu beteiligen,
4. Aufgaben nach § 1 wahrzunehmen,
5.  auf Anforderung des Ministers für Bundesangele-

genheiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei oder 
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der Hochschule Gutachten zu erstellen oder als 
Sachverständige tätig zu werden und

6. Aufgaben in Einrichtungen der Kunst-, Design- 
oder Wissenschafts förderung, die überwie gend aus 
staatlichen Mitteln finanziert werden, wahrzuneh-
men, wenn dies mit der Erfüllung ihrer übrigen 
Aufgaben vereinbar ist.

(3) Art und Umfang der Aufgaben einer Professorin 
und eines Professors bestimmen sich nach der schrift-
lichen Berufungsvereinbarung und im Einzelfall nach 
dem privat rechtli chen Dienst vertrag. Die Aufgaben-
bestimmung steht unter dem Vorbehalt einer Überprü-
fung in angemessenen zeitlichen Abständen.

§ 34
Dienstrechtliche Stellung der Professorinnen  

und Professoren
(1) Die Professorinnen und Professoren werden in ei-
nem Beamtenverhältnis oder in einem pri vatrechtlichen 
Dienstverhältnis beschäftigt. Das Beamtenverhältnis 
kann auf Probe oder auf Lebenszeit begründet werden. 
(2) Die Dauer des Beamtenverhältnisses auf Probe 
beträgt zwei Jahre. Erfolgt keine Überleitung in ein 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit, sind die Professo-
rinnen und Pro fessoren mit Ablauf des Beamtenver-
hältnisses auf Probe zu entlassen.
(3) Professorinnen oder Professoren, die nicht mindes-
tens drei Jahre hauptberuflich an einer Kunsthochschule 
als Professorin oder Professor oder in einer vergleich-
baren Funktion tätig waren, müssen eine Probezeit von 
zwei Jahren ableisten; sie kann in be gründeten Aus-
nahmefällen auf ein Jahr abgekürzt werden. Die Pro-
bezeit kann im Beamtenverhältnis auf Probe oder im 
privatrechtlichen Dienstverhältnis abgeleistet werden. 
(4) Das privatrechtliche Dienstverhältnis kann befris-
tet oder unbefristet begründet wer den. Die Vergütung 
entspricht den für beamtete Professorinnen und Pro-
fessoren in den jeweili gen Besoldungsgruppen gelten-
den Bestimmungen. Mit der Begründung und für die 
Dauer des privatrechtlichen Dienstverhältnisses ist die 
Bezeichnung „Professo rin an einer Kunst hochschule“ 
oder „Professor an einer Kunsthochschule“ verliehen. 
Für den Verlust der Bezeichnung gelten die beamten-
rechtlichen Bestimmungen für die Amtsbe zeichnung.
(5) Für Professorinnen und Professoren ist ihre Amts-
bezeichnung zugleich eine aka demi sche Bezeichnung. 
Sie darf auch nach dem Ausscheiden aus der Hoch-
schule der Bildenden Künste Saar ohne den Zu satz 
„außer Dienst (a.D.)“ geführt werden; auf Antrag der 
Hochschule kann der Minister für Bundesangelegen-
heiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei die Weiter-
führung wegen Unwürdigkeit untersagen. 
(6) Teilzeitprofessuren im privatrechtlichen Dienst-
verhältnis mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen 
Lehrverpflichtung im Sinne der Lehrverpflichtungs-
verordnung sind zulässig. Über Ausnahmen entschei-
det der Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur 
und Chef der Staatskanzlei.
(7) Beamtete Professorinnen und Professoren können 
nur mit ihrer Zustimmung abge ordnet oder versetzt 

werden. Abordnung und Versetzung in ein gleichwer-
tiges Amt an einer anderen Hochschule sind auch ohne 
Zustimmung der Professorin oder des Pro fessors zu-
lässig, wenn die Hochschule oder die Hochschulein-
richtung, an der sie oder er tätig ist, aufgelöst oder mit 
einer anderen Hochschule zusammengeschlossen wird, 
oder wenn die Studien- oder Fachrichtung, in der sie 
oder er tätig ist, ganz oder teil weise aufge geben oder 
an eine andere Hochschule verlegt wird; in diesen Fäl-
len be schränkt sich eine Mitwirkung der aufnehmen-
den Hochschule oder Hochschulein richtung bei der 
Einstellung auf eine Anhörung.

(8) Professorinnen und Professoren stehen nach dem 
Eintritt in den Ruhestand das Recht zur Abhaltung von 
Lehrveranstaltungen, soweit dadurch die Bereitstel-
lung des erforderlichen Lehrangebots nicht beeinträch-
tigt wird, und das Recht zur Beteiligung an Prüfungs-
verfahren zu.

§ 35
Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen 

und Professoren

(1) Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen 
und Professoren sind neben den all gemeinen dienst-
rechtlichen Voraussetzungen:
1. ein abgeschlossenes, in der Regel künstlerisches, 

gestalterisches oder einschlägiges wissenschaftli-
ches Hochschulstudium,

2. pädagogische Eignung, die in der Regel durch Er-
fahrungen in der Lehre oder Aus bildung nachge-
wiesen wird,

3. darüber hinaus besondere Befähigung zu künstle-
rischer, gestalterischer oder wis sen schaftlicher Ar-
beit.

(2) Soweit es der Eigenart des Fachs und den Anforde-
rungen der Stelle entspricht, kann abweichend von Ab-
satz 1 eingestellt werden, wer neben den allgemeinen 
dienst rechtlichen Voraussetzungen
1. hervorragende fachbezogene Leistungen in der 

künstlerischen oder gestalterischen Praxis oder 
wissenschaftlicher Arbeit erbracht hat und

2. eine pädagogische Eignung nachweist.

§ 36
Berufungsverfahren

(1) Bei Wiederbesetzungen prüft die Rektorin oder der 
Rektor, ob die Aufgabenum schreibung der Stelle ge-
ändert werden soll. Soll die Aufgabenumschreibung 
der Stelle geändert werden, entscheidet hierüber die 
Rektorin oder der Rektor nach Anhörung des Senats. 
Auf der Grundlage der Überprüfung durch die Hoch-
schule entscheidet der Minister für Bundesangelegen-
heiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei, ob die Stelle 
zur vorgeschlagenen Besetzung freigegeben wird oder 
nicht wieder besetzt werden soll.

(2) Die Stellen für Professorinnen und Professoren 
sind von der Rektorin oder vom Rektor öffentlich aus-
zuschreiben. Die Ausschreibung muss Art und Umfang 
der zu erfüllenden Aufgaben angeben. 
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§ 37
Berufungsvorschläge

(1) Zur Vorbereitung von Berufungsvorschlägen wer-
den Berufungskommissionen ge bildet, in denen die 
Professorinnen und Professoren über die absolute 
Mehrheit der Stimmen verfügen. Den Berufungs-
kommissionen können auch Professorinnen und Pro-
fessoren anderer Hochschulen angehören. Die Mitglie-
der der Berufungskommissionen werden vom Senat 
gewählt. Das Nähere regelt die Grundordnung.

(2) Für die Berufung von Professorinnen und Professo-
ren erstellt die Berufungskom mission einen Vorschlag, 
der vom Senat beschlossen und dem Minister für Bun-
desangelegenheiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei 
vorgelegt wird. Der Vorschlag soll drei Namen ent-
halten. Ihm müssen eine eingehende Würdigung der 
fachlichen, pädagogischen und persönlichen Eignung 
der Vorgeschlagenen, eine Begründung für die Reihen-
folge und jeweils zwei Gutachten auswärtiger Fach-
leute beigefügt sein. Die Gruppe der Stu dierenden ist 
insbesondere zur Feststellung der pädagogischen Eig-
nung der Vorzu schlagenden zu hören; ihre Äußerung 
ist der Vorschlagsliste beizufügen. Es können auch 
Personen vorgeschlagen werden, die sich nicht bewor-
ben haben. Mitglieder der Hochschule der Bildenden 
Künste Saar können nur in be gründeten Ausnahmefäl-
len berücksich tigt werden.

(3) Der Vorschlag ist spätestens ein Jahr nach dem 
Zeitpunkt vorzulegen, an dem die Hochschule von der 
Neuschaffung oder Freigabe der Stelle Kenntnis erhält. 
Abwei chun gen von dieser Frist kann der Minister für 
Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der Staats-
kanzlei zulassen, sofern zwingende Gründe für die 
Verzögerung des Vorschlages bestan den haben.

(4) Zur Förderung des Zusammenwirkens in For-
schung, Lehre und künstlerischen oder gestalterischen 
Entwicklungsvorhaben zwischen der Hochschule 
und einer rechtsfähi gen Forschungs-, Bildungs- oder 
Kultureinrichtung kann ein gemeinsames Berufungs-
verfahren vorge sehen werden. Das Nähere regelt die 
Grundordnung.

§ 38
Berufungen

(1) Der Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur 
und Chef der Staatskanzlei beruft die Professorin nen 
und Professoren. Es kann eine Berufung abweichend 
von der Reihenfolge des Vor schlags der Hochschu-
le der Bildenden Künste Saar vornehmen oder inner-
halb einer angemessenen Frist einen neuen Vorschlag 
anfordern. Die Berufung einer von der Hochschule 
nicht vorgeschlagenen Person kann nach Anhörung der 
Hochschule erfol gen, wenn innerhalb der festgelegten 
Fristen kein Vorschlag unterbreitet worden ist oder in 
einem zweiten Vorschlag keine geeigneten Personen 
benannt sind, deren Quali fikation den Anforderungen 
der Stelle entspricht.

(2) Die Bewerberin oder der Bewerber hat kein Recht 
auf Einsicht in die Akten des Berufungsverfahrens, so-
weit sie Gutachten über die fachliche Eignung enthal-
ten oder wiedergeben.

(3) Bei Berufungen dürfen Zusagen über die Ausstat-
tung des vorgesehenen Aufgaben bereichs nur befris-
tet im Rahmen bereitstehender Haushaltsmittel erteilt 
werden. Die Frist soll fünf Jahre nicht überschreiten.

(4) Bis zur Besetzung einer Stelle für eine Professorin 
oder einen Professor kann die Rektorin oder der Rektor 
übergangsweise eine Vertreterin oder einen Vertreter, 
die oder der die Einstellungsvoraussetzungen erfüllt, 
mit der Wahrnehmung der Aufgaben aus der Stelle be-
auftragen. Die Beauftragung ist dem Minister für Bun-
desangelegenheiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei 
anzuzeigen.

§ 39
Atelier- bzw. Forschungssemester

(1) Die Rektorin oder der Rektor kann Professorinnen 
und Professoren nach Stellung nahme des Senats für 
künstlerische oder gestalterische Entwicklungsvorha-
ben, zur Förderung eigener Forschungstätigkeit oder 
des Praxisbezugs der Lehre unter Be lassung der Be-
züge von ihren sonstigen Dienstaufgaben freistellen, 
wenn die ord nungsgemäße Vertretung des Fachs in 
Lehre und Studium während dieser Zeit ge währleistet 
ist, ohne dass zusätzli che Mittel bereitgestellt werden 
müssen. Die Frei stellung kann in der Regel nur für ein 
Semester und grundsätzlich frühestens vier Jahre nach 
der Berufung oder der letzten Frei stellung ausgespro-
chen werden.

(2) Nach Ablauf der Freistellung ist in geeigneter Form 
über die Ergebnisse des Vor ha bens zu berichten. Im 
Rahmen eines Ateliersemesters entstandene Werke sol-
len öffentlich ausgestellt werden. 

(3) Während der Freistellung dürfen vergütete Neben-
tätigkeiten nur mit ausdrücklicher Zustimmung des 
Ministers für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef 
der Staatskanzlei durchgeführt werden.

§ 40
Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen  

und Mitarbeiter

(1) Wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern obliegen vorü bergehende, projektbezogene 
künstlerische, gestalterische und wissenschaftliche 
Dienstleistungen. Zu den Dienstleistungen gehören 
insbesondere die Mitwirkung in in terdisziplinären Pro-
jekten sowie künstlerischen und gestalterischen Ent-
wicklungs- und Forschungsvor haben.

(2) Sie können nur als Beschäftigte in be fristeten 
Dienstverhältnissen angestellt werden. Entsprechende 
Dienstverträge können insgesamt höchstens bis zur 
Dauer von sechs Jahren abgeschlossen werden. Im 
Übrigen gelten die §§ 2 und 3 des Wissenschaftszeit-
vertragsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung.

(3) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
werden nach Weisung der Rektorin oder des Rektors 
tätig. Diese oder dieser kann die Weisungsbefugnis auf 
die Lei terin oder den Leiter des Projekts, in dem die 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
mitwirken, übertragen.
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(4) Einstellungsvoraussetzung für wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist neben den allge-
meinen dienstrechtlichen Voraussetzungen in der Re-
gel ein abge schlossenes Hochschulstudium.

§ 41
Lehrkräfte für besondere Aufgaben

(1) Den hauptberuflichen Lehrkräften für besondere 
Aufgaben obliegt überwiegend die Vermittlung prak-
tischer Fertigkeiten und Kenntnisse, die nicht die 
Einstellungsvoraus setzungen für Professorinnen und 
Professoren erfordert. Lehrkräfte für besondere Auf-
gaben werden im Beschäftigten- oder Beamtenverhält-
nis eingestellt. Soweit ein Beam tenverhältnis begrün-
det wird, werden sie zu Beamtinnen oder Beamten in 
der Laufbahn der Studienrätin oder des Studienrats im 
Hochschuldienst ernannt.

(2) Für die Einstellung von Lehrkräften für besondere 
Aufgaben sind neben den all gemei nen dienstrechtli-
chen Voraussetzungen in der Regel die Meisterprüfung 
sowie gute fach bezogene Leistungen in der Praxis 
und pädagogische Eignung erforderlich. Im Hinblick 
auf die Wahrnehmung höherwertiger Aufgaben ist für 
die Einstellung als Studienrätin oder Studienrat im 
Hochschuldienst oder in einem vergleichbaren Be-
schäftigtenverhältnis die Ernennung zur Meisterschü-
lerin oder zum Meisterschüler nach Abschluss eines 
min destens achtsemestrigen Studiums an einer künst-
lerischen Hochschule oder ein einschlägi ges abge-
schlossenes wissenschaftliches Hochschul stu dium er-
forderlich.

(3) Die Lehrkräfte können auch als künstlerisch-ge-
stalterische Werkstattleiterin oder Werkstattleiter tätig 
werden. 

§ 42
Abgeordnete Beamtinnen und Beamte

(1) Die Dienstgeschäfte des Personals nach §§ 40 
und 41 können von Beamtinnen oder Beamten des 
Bundes, eines Landes oder einer Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen Rechts wahrgenommen 
werden, die an die Hochschule der Bildenden Künste 
Saar abgeordnet sind. Die Beamtin oder der Beamte 
muss eine dem § 40 Ab satz 4 oder § 41 Absatz 2 ent-
sprechende Qualifikation nachweisen.

(2) Um die Abordnung ersucht die Rektorin oder der 
Rektor auf Antrag des Senats.

(3) Die Abordnung erfolgt in der Regel auf drei Jahre. 
Sie kann um höchstens zwei Jahre verlängert werden.

§ 43
Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren

(1) Zur Honorarprofessorin oder zum Honorarprofes-
sor der Hochschule der Bildenden Künste Saar kann für 
ein bestimmtes Fachgebiet bestellt werden, wer nach 
seinen künst lerischen, gestalterischen oder wissen-
schaftlichen Leistungen den Anforderungen ent spricht, 
die nach § 35 an die Einstellung von Professorinnen 
und Professoren ge stellt werden. Die Honorarprofesso-

rin und der Honorarprofessor sind berechtigt, die Be-
zeichnung „Professorin“ oder „Professor“ zu führen.

§ 44
Gastprofessorinnen und Gastprofessoren

Die Hochschule der Bildenden Künste Saar kann je-
weils für einen im Voraus begrenz ten Zeitraum für 
bestimmte Aufgaben Professorinnen und Professoren 
anderer Hoch schulen und Personen, die nach ihren 
künstlerischen, gestalterischen und wissenschaft lichen 
Leistungen den Anforderungen entsprechen, die nach 
§ 35 an die Einstellung von Professorinnen oder Pro-
fessoren gestellt werden, als Gastprofessorinnen oder 
Gastprofessoren bestellen. Die Bestellung erfolgt 
durch die Rektorin oder den Rektor nach Anhörung 
des Senats.

§ 45

Lehrbeauftragte

(1) Zur Ergänzung und zur Sicherstellung des Lehran-
gebots können Lehraufträge an Per sonen erteilt wer-
den, die nach Vorbildung, Fähigkeiten und fachlicher 
Leistung dem für sie vorgesehenen Aufgabengebiet 
entsprechen. Die Lehrbeauftragten nehmen die ihnen 
übertragenen Lehraufgaben selbstständig wahr. Der 
Lehrauftrag ist ein öf fentlich-rechtli ches Rechtsver-
hältnis eigener Art; er begründet kein Dienstverhält-
nis.

(2) Lehrbeauftragte müssen mindestens die Vorausset-
zungen des § 35 erfüllen.

(3) Der Lehrauftrag wird auf Antrag des Senats von der 
Rektorin oder dem Rektor durch den Abschluss eines 
Vertrages über die Erbringung einer Lehrleistung in 
Höhe einer be stimmten Zahl von Wochenstunden im 
Semester und gegebenenfalls über die Abnahme von 
Prüfungen erteilt. Der Vertrag wird für eine bestimmte 
Zeit, in der Re gel für ein Semester, abgeschlossen.

(4) Personen, die bereits auf Grund eines Dienstver-
hältnisses zu einer Lehrtätigkeit an der Hochschu-
le der Bildenden Künste Saar verpflichtet sind oder 
verpflichtet werden können, können Lehraufträge nur 
für Lehrveranstaltungen erhalten, die nicht zu ihren 
Dienstoblie genheiten zählen.

(5) Der Lehrauftrag ist zu vergüten, soweit nicht die 
durch den Lehrauftrag ent stehende Belastung bei 
der Bemessung der Dienstaufgaben einer oder eines 
hauptbe ruflich im öffentlichen Dienst Tätigen entspre-
chend berücksichtigt wird oder auf eine Vergütung 
verzichtet wurde. Der Minister für Bundesangelegen-
heiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei erlässt im 
Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen Be-
stimmungen über die Lehrauftragsvergütung.

§ 46
Studentische Hilfskräfte

(1) Zur Unterstützung der Professorinnen und Profes-
soren sowie der Lehrbeauftragten in der Lehre, in der 
Forschung und im Rahmen der künstlerischen oder ge-
stalterischen Entwicklungsvorhaben können studenti-
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sche Hilfskräfte mit der Maßgabe befristet be schäftigt 
werden, dass zu ihren Aufgaben nicht eine Lehrtätig-
keit gehört; die gesamte wöchentliche Arbeitszeit darf 
die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit im öffentlichen 
Dienst nicht erreichen. Die Tätigkeit studentischer 
Hilfskräfte dient auch einer Er gänzung ihrer Ausbil-
dung. Zuständig für die Einstellung und die Zuweisung 
der Auf gaben ist die Rektorin oder der Rektor.
(2) Die Beschäftigung als studentische Hilfskraft setzt 
voraus, dass die Bewerberin oder der Bewerber in dem 
für die Tätigkeit erfor derlichen Studium hinreichend 
fortge schritten ist und gute Fähigkeiten in dem entspre-
chenden Fach aufweist.
(3) Den studentischen Hilfskräften kommen als sol-
chen keine Mitwirkungsrechte zu.

§ 47
Ergänzende Bestimmungen

(1) Die Rechte und Aufgaben der Lehrbeauftragten 
sowie der Gastprofessorinnen und Gast professoren 
und die Rechte und Obliegenheiten der Honorarpro-
fessorinnen und Hono rarprofessoren werden ergän-
zend durch Ordnungen der Hochschule der Bilden den 
Künste Saar geregelt, die im Einvernehmen mit dem 
Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef 
der Staatskanzlei erlassen werden.
(2) Erleiden Mitglieder des Personals nach Absatz 1, 
die als solche weder Beamtinnen oder Beamte noch Be-
schäftigte sind, in Ausübung oder infolge ihrer Tätig-
keit an der Hochschule einen Unfall im Sinne von § 31 
Absatz 5 des durch Gesetz vom 14. Mai 2008 (Amtsbl. 
S. 1062) in Landesrecht übergeleiteten Beamtenver-
sorgungsgesetzes, so er halten sie Unfallfürsorgeleis-
tungen in entsprechender Anwendung der §§ 33 bis 35 
des durch Gesetz vom 14. Mai 2008 (Amtsbl. S. 1062) 
in Landesrecht übergeleiteten Beamtenversorgungsge-
setzes, soweit sie nicht anderweitig Anspruch auf ent-
sprechende Leistungen haben.
(3) Im Hinblick auf die Erhebung und Verarbeitung 
personenbezogener Daten gilt § 73 Absatz 3 entspre-
chend.

§ 48
Sonstige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Sonstige Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind die in 
der Verwaltung und den Hoch schuleinrichtungen täti-
gen Beamtinnen, Beamten und Beschäftigten, denen 
andere als künstlerische oder wissenschaftliche Dienst-
leistungen obliegen. Ihre dienstrechtliche Stellung und 
die Einstellungsvoraussetzungen bestimmen sich nach 
den allgemeinen dienstrechtlichen Vorschriften.

Kapitel 6
Studium, künstlerische und gestalterische Ent-

wicklungsvorhaben und Forschung

§ 49
Grundsätze

(1) Im Hinblick auf die Aufgaben der Hochschule der 
Bildenden Künste Saar und die Festlegung der Dienst-

aufgaben der Professorinnen und Professoren besitzen 
künstleri sche und gestalterische Entwicklungsvorha-
ben eine der Forschung gleichwertige Be deutung. 

(2) Künstlerische und gestalterische Entwicklungs-
vorhaben sowie Vorhaben und Schwerpunkte im Rah-
men der Forschung werden von der Hochschule in der 
sachlich gebotenen Weise koordiniert. Programme zur 
regionalen, überregionalen und interna tionalen Aufga-
benteilung und Zusammenarbeit im Bereich der Ent-
wicklungsvorhaben und der Forschung sind zu berück-
sichtigen. 

(3) Die Hochschule berichtet dem Minister für Bun-
desangelegenheiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei 
in zweijährigen Abständen über die Entwicklungsvor-
haben und ihre Forschungstätigkeit. 

(4) Die Ergebnisse von Entwicklungs- und Forschungs-
vorhaben sollen unverzüglich nach deren Durchführung 
veröffentlicht oder durch Ausstellungen der Öffent-
lichkeit vorgestellt werden. Bei der Veröffentlichung 
von Forschungsergebnissen sind Mitar beiterinnen und 
Mitarbeiter, die einen eigenen künstlerischen, gestal-
terischen, wissen schaftlichen oder sonstigen wesent-
lichen Beitrag geleistet haben, als Mitautorinnen und 
Mitautoren zu nennen; soweit möglich, ist ihr Beitrag 
zu kennzeichnen. 

§ 50
Zusammenarbeit im Bereich der künstlerischen 

und gestalterischen  Entwicklungsvor haben  
und der Forschung

(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar arbei-
tet im Bereich der künstlerischen und ge stalterischen 
Entwicklungsvorhaben und der Forschung mit anderen 
Hochschulen, Institu tionen und Forschungseinrichtun-
gen sowie mit Einrichtungen der überregionalen For-
schungsplanung und Forschungsförderung zusammen. 

(2) Die ständige Zusammenarbeit der Hochschule mit 
anderen künstlerischen Institutionen, Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen sowie mit Einrichtungen, 
deren Aufgabe nicht ausschließlich in der Pflege und 
Weiterentwicklung der Kunst oder des Design liegt, ist 
durch Verträge zu regeln; diese sind nach Anhörung 
des Senats dem Minister für Bundesangelegenheiten, 
Kultur und Chef der Staatskanzlei zur Zustimmung 
vorzulegen. 

§ 51
Künstlerische und gestalterische Entwicklungs- 

vorhaben und Forschung mit Mitteln Dritter

(1) Mitglieder der Hochschule der Bildenden Künste 
Saar, zu deren Dienstaufgaben die Durchführung künst-
lerischer oder gestalterischer Entwicklungsvorhaben 
oder Forschungs vorhaben gehört, sind berechtigt, im 
Rahmen ihrer dienstlichen Aufgaben auch solche For-
schungs- oder Entwicklungsvorhaben durchzuführen, 
die nicht aus den der Hochschule zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmitteln, sondern aus Mitteln Dritter 
finanziert werden (Drittmittelprojekte); ihre Verpflich-
tung zur Erfüllung der übrigen Dienstaufgaben bleibt 
unberührt. Die Durchführung von Vorhaben nach Satz 1 
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ist Teil der künstlerischen Ent wicklungsvorhaben oder 
der Forschung der Hochschule. 

(2) Hochschulmitglieder sind berechtigt, Drittmittel-
projekte in der Hochschule durchzu führen, wenn die 
Erfüllung anderer Aufgaben der Hochschule sowie die 
Rechte und Pflich ten anderer Personen dadurch nicht 
beeinträchtigt werden und entstehende Folgelasten 
an gemessen berücksichtigt sind; die Ergebnisse der 
Forschung und der Entwicklungsvorhaben sollen ver-
öffentlicht werden.

(3) Drittmittelprojekte sind der Rektorin oder dem 
Rektor anzuzeigen. Die Inanspruch nahme von Per-
sonal, Sachmitteln und Einrichtungen der Hochschu-
le darf nur untersagt oder durch Auflagen beschränkt 
werden, soweit die Voraussetzungen des Absatzes 2 
dies erfor dern. Vor einer Entscheidung der Rektorin 
oder des Rektors nach Satz 2 ist das betroffene Hoch-
schulmitglied zu hören. Eine Entscheidung nach Satz 2 
kann auf Umstände und Folgelasten eines Forschungs-
vorhabens oder eines Entwicklungsvorhabens, auf die 
bei der Anzeige nach Satz 1 hingewiesen wurde, nur 
innerhalb von zwei Monaten nach der Anzeige gestützt 
werden. 

(4) Die Mittel für Drittmittelprojekte, die in der Hoch-
schule durchgeführt werden, sollen von der Hoch-
schule verwaltet werden. Sie sind für den vom Dritten 
bestimmten Zweck zu verwenden und nach dessen Be-
dingungen zu bewirtschaften, soweit gesetzliche oder 
tarif vertragliche Bestimmungen nicht entgegenstehen. 
Treffen die Bedingungen keine Regelung, so gelten er-
gänzend die Bestimmungen des Landes. 

(5) Auf Antrag des Hochschulmitglieds, welches das 
Vorhaben durchführt, soll von der Verwaltung der Mit-
tel durch die Hochschule abgesehen werden, sofern 
dies mit den Be dingungen des Geldgebers zu verein-
baren ist. Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. Die Hoch-
schule soll das Hochschulmitglied auf seinen Antrag 
bei der Verwaltung der Mittel unter stützen. 

(6) Werden die Mittel Dritter von der Hochschule ver-
waltet, werden die aus den Mitteln zu bezahlenden 
hauptberuflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 
Drittmittelprojekten als Personal der Hochschule im 
privatrechtlichen Dienstverhältnis eingestellt. Die Ein-
stellung setzt voraus, dass die Mitarbeiterin oder der 
Mitarbeiter von dem Hochschulmitglied, wel ches das 
Vorhaben durchführt, vorgeschlagen wurde. Werden 
die Mittel nicht von der Hochschule verwaltet, schließt 
das Mitglied der Hochschule die Arbeitsverträge mit 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ab; dabei sollen 
die im öffentlichen Dienst für vergleich bare Tätigkei-
ten üblichen Vergütungen und Urlaubsregelungen ver-
einbart werden. 

(7) Finanzielle Erträge der Hochschule aus For-
schungsvorhaben, die in der Hochschule durchgeführt 
werden, insbesondere aus Einnahmen, die der Hoch-
schule als Entgelt für die Inanspruchnahme von Perso-
nal, Sachmitteln und Einrichtungen zufließen, stehen 
der Hoch schule für die Erfüllung ihrer Aufgaben zur 
Verfügung. 

(8) Die Vorschriften über die Ausübung von Nebentä-
tigkeiten bleiben unberührt. 

§ 52
Ziele des Studiums

Lehre und Studium sollen die Studierenden auf die 
Ausübung eines künstlerischen, gestal terischen oder 
kunstpädagogischen Berufs vorbereiten und ihnen 
die dafür erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fä-
higkeiten und Methoden dem jeweiligen Studiengang 
entsprechend so vermitteln, dass sie zu künstlerischer, 
gestalterischer, pädagogischer und wissenschaftli cher 
Arbeit und zu verantwortlichem Handeln in einem 
freiheitlichen, demokratischen und sozialen Rechts-
staat befähigt werden. 

§ 53
Studienreform

(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar hat die 
ständige Aufgabe, im Zusammenwir ken mit den zu-
ständigen staatlichen Stellen Inhalte und Formen des 
Studiums im Hinblick auf die Entwicklungen im Be-
reich der Kunst, des Design, der Medien, der Kunstpä-
dagogik oder der Wissenschaft, die Bedürfnisse der be-
ruflichen Praxis und die notwendigen Verän derungen 
in der Berufswelt zu überprüfen und weiterzuentwi-
ckeln. 

Die Studienreform soll gewährleisten, dass 
1. die Studieninhalte im Hinblick auf Veränderungen 

in der Berufswelt den Studierenden breite berufli-
che Entwicklungsmöglichkeiten eröffnen, 

2. die Formen der Lehre und des Studiums den me-
thodischen und didaktischen Erkenntnissen ent-
sprechen, 

3. die Studierenden befähigt werden, Studieninhalte 
selbstständig zu erarbeiten und deren Bezug zur 
künstlerischen oder gestalterischen Praxis zu er-
kennen, 

4. die Gleichwertigkeit einander entsprechender 
Hochschulabschlüsse gewährleistet und die Mög-
lichkeit des Hochschulwechsels erhalten bleiben 
und 

5. die Studieninhalte so ausgewählt werden, dass die 
Regelstudienzeit eingehalten werden kann. 

(2) Zur Erprobung von Reformmodellen können be-
sondere Studien- und Prüfungsordnungen erlassen 
werden, die neben bestehende Ordnungen treten. Die 
Erprobung von Reform modellen soll nach einer fest-
gesetzten Frist begutachtet werden. 

(3) Die Hochschule trifft die für die Studienreform und 
für die Förderung der Hochschuldi daktik notwendigen 
Maßnahmen. 

§ 54
Studiengänge

(1) Die Studiengänge führen in der Regel zu einem be-
rufsqualifizierenden Abschluss. Als berufsqualifizie-
rend gilt auch der Abschluss eines Studiengangs, durch 
den die fachliche Eignung für einen beruflichen Vor-
bereitungsdienst oder eine berufliche Einführung ver-
mittelt wird. Soweit bereits das jeweilige Studienziel 
eine berufspraktische Tätigkeit erfor dert, ist sie mit 
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den übrigen Teilen des Studiums inhaltlich und zeitlich 
abzustimmen und nach Möglichkeit in den Studien-
gang einzuordnen.

(2) Zur Vermittlung weiterer künstlerischer und be-
ruflicher Qualifikationen oder zur Vertie fung eines 
Studiums, insbesondere zur Heranbildung des künst-
lerischen und gestalterischen Nachwuchses, können 
Zusatz-, Ergänzungs- und Aufbaustudien angeboten 
werden. Sie sollen höchstens zwei Jahre dauern.

(3) Die Einrichtung, wesentliche Änderung und Aufhe-
bung von Studiengängen bedarf der Zustimmung des 
Ministers für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef 
der Staatskanzlei.

(4) Für einen neuen Studiengang soll der Lehrbetrieb 
erst aufgenommen werden, wenn die Zustimmung zu 
einer entsprechenden Prüfungsordnung erfolgt ist. 

(5) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar erlässt 
eine Rahmenordnung, die der Zu stimmung des Minis-
ters für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der 
Staatskanzlei bedarf. 

(6) Die Hochschule kann sich an der Errichtung ge-
meinsamer Studiengänge mit anderen Hochschulen 
beteiligen und zu diesem Zweck mit Zustimmung des 
Ministers für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef 
der Staatskanzlei Vereinbarungen über die Gestaltung 
des Studiums und der Prüfungen und die Bildung ge-
meinsamer Kommissionen schließen.

§ 55
Studienordnungen

(1) Für jeden Studiengang soll die Hochschule der Bil-
denden Künste Saar eine Studienord nung aufstellen. 
Die Studienordnung regelt auf der Grundlage der Prü-
fungsordnung und unter Be rücksichtigung der fachli-
chen und hochschuldidaktischen Entwicklung und der 
An forderungen der beruflichen Praxis Inhalt und Auf-
bau des Studiums, gegebenenfalls ein schließlich einer 
in den Studiengang eingeordneten berufspraktischen 
Tätigkeit. Die Stu dienordnung sieht im Rahmen der 
Prüfungsordnung Schwerpunkte vor, die die Studie-
renden nach eigener Wahl bestimmen können. 

(2) Die für den Studiengang in Betracht kommenden 
Studieninhalte sind so auszuwählen und zu begrenzen, 
dass das Studium in der Regelstudienzeit abgeschlos-
sen werden kann. Die Studienordnung bezeichnet 
Gegenstand und Art der Lehrveranstaltungen und der 
Studien leistungen, die für den erfolgreichen Abschluss 
des Studiums erforderlich sind. Sie be stimmt deren An-
teil am zeitlichen Gesamtumfang. Der Gesamtumfang 
der nach Satz 2 er forderlichen Lehrveranstaltungen ist 
so zu bemessen, dass den Studierenden Gelegenheit 
zur selbstständigen Vorbereitung und Vertiefung des 
Stoffes und zur Teilnahme an zusätzlichen Lehrveran-
staltungen nach eigener Wahl verbleibt. 

(3) Die Studienordnung kann bestimmen, dass Lehr-
veranstaltungen mit beschränkter Teil neh merzahl nur 
einmal besucht werden dürfen. Ist in der Lehrveran-
staltung eine Studien leistung zu erbringen, die Voraus-
setzung für die Fortführung des Studiums, Zulassungs-

voraussetzung für eine Prüfung oder Bestandteil einer 
Prüfung ist, so ist bei nicht erfolgrei chem Abschluss 
die Wiederholung der Lehrveranstaltung zu ermögli-
chen. 

(4) Die Studienordnung bedarf der Zustimmung des 
Ministers für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef 
der Staatskanzlei. 

(5) Die Studienordnungen sind im Dienstblatt der 
Hochschulen des Saarlandes zu veröffent lichen. 

§ 56
Lehrangebot

(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar stellt 
auf der Grundlage einer nach Ge gen stand, Zeit und Ort 
abgestimmten jährlichen Studienplanung das Lehran-
gebot sicher, das zur Einhal tung der Studienordnung 
und der Regelstudienzeit erforderlich ist. Dabei sind 
auch Möglich keiten des Selbststudiums zu nutzen, 
Maßnahmen zu dessen Förderung zu tref fen und die 
Mitwirkung der Studierenden an der Gestaltung der 
Lehrveranstaltungen zu er möglichen. 

(2) Die Rektorin oder der Rektor oder eine von ihr oder 
ihm beauftragte Professorin oder ein von ihr oder ihm 
beauftragter Professor stellen sicher, dass die Lehren-
den ihrer Lehr verpflichtung nachkommen. 

§ 57
Regelstudienzeit

(1) Die Regelstudienzeiten sind so zu bemessen, dass 
bei entsprechender Gestaltung der Stu dienordnungen 
und des Lehrangebots ein erster berufsqualifizierender 
Abschluss erworben werden kann. 

(2) Bei der Festsetzung der Regelstudienzeit für den 
einzelnen Studiengang sind die allge mei nen Ziele des 
Studiums und die besonderen Erfordernisse des jewei-
ligen Studiengangs, die Möglichkeiten der Weiterbil-
dung und des Aufbau- und des Kontaktstudiums sowie 
Er fahrungen mit bereits bestehenden Studiengängen 
und mit vergleichbaren Studiengängen im Ausland zu 
berücksichtigen. 

(3) Die Regelstudienzeit bis zum ersten berufsqualifi-
zierenden Abschluss soll vier Jahre nur in besonders 
begründeten Fällen überschreiten. In geeigneten Fällen 
ist eine kürzere Regel stu dienzeit festzusetzen. Ein-
schlägige berufspraktische Tätigkeiten nach § 54 Ab-
satz 1 Satz 3 sind zu berücksichtigen. 

§ 58
Kontaktstudium

(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar soll 
Kontaktstudien anbieten, wenn für Stu diengänge nach 
§ 54 das notwendige Lehrangebot sichergestellt bleibt. 

(2) Das Kontaktstudium dient der künstlerischen, ge-
stalterischen und wissenschaftlichen Vertiefung und 
Ergänzung berufspraktischer Erfahrungen. Es soll ins-
besondere 
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1.  Fachkenntnisse dem neuesten künstlerischen oder 
wissenschaftlichen Entwicklungsstand anpassen, 

2. den Überblick über die Zusammenhänge des Fachs 
erweitern, 

3. die Eignung zur Kunstausübung weiterentwickeln 
und fördern, 

4. die Fähigkeit, künstlerische, gestalterische sowie 
wissenschaftliche Methoden und Erkenntnisse an-
zuwenden, erhalten und vertiefen, 

5. Spezialkenntnisse in bestimmten Bereichen ver-
mitteln. 

(3) Die Veranstaltungen des Kontaktstudiums sollen 
nach Möglichkeit mit dem übrigen Lehrangebot abge-
stimmt werden und berufspraktische Erfahrungen für 
die Lehre nutzbar machen. 

§ 59
Anerkennung von Studien- und  

Prüfungsleistungen; Leistungspunktsystem

(1) Studien- und Prüfungsleistungen, die in demselben 
Studiengang an einer anderen deut schen Hochschule 
erbracht worden sind, werden von Amts wegen ange-
rechnet. Andere Stu dien- und Prüfungsleistungen, die 
an deutschen oder ausländischen Hochschulen erbracht 
worden sind, werden anerkannt, wenn sie gleichwertig 
sind.

(2) Die Gleichwertigkeit nach Absatz 1 wird bei Studi-
engängen, die mit einer Hochschul prüfung abgeschlos-
sen werden, von der Hochschule der Bildenden Künste 
Saar, bei Stu diengängen, die mit einer staatlichen Prü-
fung abgeschlossen werden, von der für die Prü fung 
zuständigen Stelle festgestellt. Die Hochschule ist vor-
her zu hören. 

(3) Zum Nachweis und zur Übertragung von erbrach-
ten Studien- und Prüfungsleistungen auf andere Studi-
engänge derselben oder einer anderen Hochschule wird 
ein Leistungspunkt system eingeführt. Das Nähere re-
gelt die Rahmenordnung im Sinne von § 54 Absatz 5.

§ 60
Studienberatung

(1) Die Unterrichtung von Studienbewerberinnen und 
Studienbewerbern, Studierenden so wie sonstigen stu-
dierwilligen Personen über Inhalte, Aufbau und An-
forderungen eines Stu diums (allgemeine Studienbera-
tung) wird für die Hochschule der Bildenden Künste 
Saar von der Zentralen Studienberatung der Universität 
des Saarlandes durchgeführt. Die studienbe gleitende 
fachliche Beratung (Studienfachberatung) obliegt der 
Rektorin oder dem Rektor oder einer von ihr oder ihm 
beauftragten Professorin oder einem von ihr oder ihm 
beauf tragten Professor der Hochschule. 

(2) Die Studienberatung ist vertraulich. Einzelangaben 
über persönliche und sachliche Ver hältnisse einer be-
stimmten oder bestimmbaren Person, die um eine Be-
ratung nachgesucht hat, dürfen nicht ohne deren Ein-
verständnis an Dritte weitergegeben werden. 

(3) Die Hochschule wirkt darauf hin, dass die Erfah-
rungen aus der Studienberatung in die Stu dienreform 
eingehen. 

§ 61
Prüfungen

(1) Ein Studiengang wird in der Regel durch eine 
Hochschulprüfung oder eine staatliche Prü fung abge-
schlossen. Das Nähere regeln die Rahmenordnung und 
die jeweiligen Prü fungsord nungen. 

(2) Hochschulprüfungen werden von Professorinnen 
und Professoren abgenommen. Die Prü fungsordnung 
kann vorsehen, dass Lehrkräfte für besondere Aufga-
ben, Lehrbeauftragte, mit ihrem Einverständnis Profes-
sorinnen und Professoren nach § 43, wissenschaftliche 
Mit arbeiterinnen oder Mitarbeiter, Professorinnen und 
Professoren anderer Hochschulen sowie in der beruf-
lichen Praxis erfahrene Personen zu Prüferinnen und 
Prüfern bestellt werden. Prüfungsleistungen dürfen nur 
von Personen bewertet werden, die selbst mindestens 
die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleich-
wertige Qualifikation besitzen. 

(3) Hochschulprüfungen können vor Ablauf der in den 
Prüfungsordnungen festgelegten Fristen abgelegt wer-
den, sofern die für die Zulassung zur Prüfung erforder-
lichen Leistun gen nachgewiesen sind. 

§ 62
Freiversuch

In allen geeigneten Studiengängen, die zu einem be-
rufsqualifizierenden Abschluss führen, wird ein Frei-
versuch eingeführt. Danach gilt eine erstmalig nicht 
bestandene Abschlussprü fung als nicht unternommen, 
wenn sie bis zu einem in der Prüfungsordnung fest-
zulegenden, innerhalb der Regelstudienzeit liegenden 
Regelzeitpunkt abgelegt wird. Der Regelzeitpunkt ist 
so festzu legen, dass das Studium insgesamt innerhalb 
der für den Studiengang festgeleg ten Regelstu dienzeit 
abgeschlossen werden kann. Eine im Freiversuch be-
standene Prüfung kann zur Noten verbesserung wieder-
holt werden. 

§ 63
Prüfungsordnungen

(1) Hochschulprüfungen werden aufgrund von Prü-
fungsordnungen abgelegt, die der Zu stimmung des 
Ministers für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef 
der Staatskanzlei bedürfen. Sie müssen Bestimmungen 
enthalten über 

1. den Zweck einer Prüfung, 
2. die Prüfungsgebiete, 
3. die Regelstudienzeit sowie die Zeit, bis zu der in 

der Regel eine Zwischenprüfung abzulegen ist, 
4. die Bewertungsmaßstäbe, 
5. die Voraussetzungen für die Zulassung zu und den 

Ausschluss von einer Prüfung, 
6. die Fristen für die Meldung zu einer Prüfung und 

deren Wiederholung, 
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7. die Einführung und Ausgestaltung eines Freiver-
suchs, 

8. die Bearbeitungszeiten für die Anfertigung der 
schriftlichen Prüfungsarbeiten und die Dauer einer 
mündlichen Prüfung, 

9. die an den spezifischen Bedürfnissen ausgerichtete 
Erbringung von Prüfungsleistungen durch behin-
derte Studierende,

10. die Anforderungen an das Bestehen und die Vor-
aussetzungen für die Wiederholung einer Prüfung, 

11. die Folgen der Nichterbringung einer Prüfungs-
leistung und des Rücktritts von einer Prüfung so-
wie die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvor-
schriften, 

12. die Prüfungsorgane und das Prüfungsverfahren, 
13. den nach den bestandenen Prüfungen zu verleihen-

den Hochschulgrad. 

Prüfungsanforderungen und -verfahren sind so zu ge-
stalten, dass die Abschlussprüfung grund sätzlich in der 
Regelstudienzeit, spätestens aber sechs Monate nach 
ihrem Ablauf ab genommen wird. Die Begutachtung 
von Prüfungsarbeiten muss spätestens nach drei Mona-
ten abge schlossen sein. Prüfungsverfahren müssen die 
Inanspruchnahme der gesetzlichen Mutterschutz fristen 
und der Fristen der Elternzeit ermöglichen. 

(2) Prüfungsordnungen müssen ferner bestimmen,
1. unter welchen Voraussetzungen an anderen Hoch-

schulen zurückgelegte Studienzeiten und erbrach-
te Studien- und Prüfungsleistungen anzurechnen 
sind, 

2. ob und inwieweit im Rahmen einer nicht bestan-
denen Prüfung erbrachte Prüfungsleistungen bei 
einer Wiederholungsprüfung zu berücksichtigen 
sind, 

3. ob und in welchem Ausmaß die Ergebnisse von 
Vor- und Zwischenprüfungen oder studienbeglei-
tenden Leistungsnachweisen bei der Abschluss-
prüfung anzurechnen sind, 

4. dass sich die Kandidatinnen und Kandidaten über 
Teilergebnisse der Prüfung vor Abschluss der Prü-
fung unterrichten können, 

5. dass die Kandidatinnen und Kandidaten nach ab-
geschlossener Prüfung Einsicht in ihre Prüfungs-
akten nehmen können, 

6. dass Prüfungsleistungen in Abschlussprüfungen 
und in Prüfungen, deren Bestehen Voraussetzung 
für die Fortsetzung des Studiums ist, in der Regel 
von mindestens zwei Prüferinnen oder Prüfern 
bewertet und mündliche Prüfungen von mehreren 
Prüferinnen und Prüfern oder von einer Prüferin 
oder einem Prüfer in Gegenwart einer sachkundi-
gen Beisitzerin oder eines sachkundigen Beisitzers 
abgenommen werden, 

7. dass bei mündlichen Prüfungen gemäß Nummer 6 
Niederschriften angefertigt werden sollen, aus de-
nen die wesentlichen Gegenstände und das Ergeb-
nis der Prüfung hervorgehen, und 

8. dass bei mündlichen Prüfungen Studierende des 
eigenen Fachs anwesend sein können, sofern die 

Kandidatin oder der Kandidat bei der Meldung zur 
Prüfung nicht widersprochen hat.

(3) Die Zustimmung zu einer Prüfungsordnung ist zu 
versagen, wenn sie gegen eine Rechtsvorschrift ver-
stößt oder wenn sie eine Regelstudienzeit von mehr als 
vier Jahren vor sieht, ohne dass die Überschreitung be-
sonders begründet ist. Sie kann aus wichtigen Grün den 
versagt werden, insbesondere wenn 
1. die Prüfungsordnung anderen Vorschriften über 

die Regelstudienzeit nicht entspricht, 
2. durch die Prüfungsordnung die im Hochschulbe-

reich erforderliche Einheitlichkeit oder die Gleich-
wertigkeit der Ausbildung oder der Abschlüsse 
nicht gewährleistet ist oder 

3. wegen fehlender personeller, sächlicher oder fi-
nanzieller Voraussetzungen der Studiengang nicht 
gewährleistet ist. 

(4) Prüfungsordnungen sind im Dienstblatt der Hoch-
schulen des Saarlandes zu veröffentli chen. 

(5) Die Hochschule kann eine Rahmenprüfungsord-
nung erlassen, die der Zustimmung des Ministers für 
Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der Staats-
kanzlei bedarf.

§ 64
Hochschulgrade

(1) Aufgrund der Hochschulprüfung, mit der ein be-
rufsqualifizierender Abschluss erworben wird, ver-
leiht die Hochschule der Bildenden Künste Saar einen 
Diplom-, Bachelor- oder Mastergrad mit Angabe der 
Fachrichtung. Ein Masterabschluss kann nur erworben 
werden, wenn bereits ein erster berufsqualifizierender 
Abschluss vorliegt. Hochschulgrade nach Satz 1 kön-
nen, mit Ausnahme des Bachelorgrades, auch nach dem 
Abschluss eines Zusatz-, Er gänzungs- oder Aufbaustu-
diums im Sinne von § 54 Absatz 2 verliehen werden. 
Das Nähere regelt eine Ordnung, die der Zustimmung 
des Ministers für Bundesangelegenheiten, Kultur und 
Chef der Staatskanzlei bedarf. 

(2) Aufgrund der Promotion verleiht die Hochschule 
den Doktorgrad. Das Nähere regelt die Promotionsord-
nung. 

(3) Aufgrund einer Vereinbarung mit einer ausländi-
schen Hochschule kann die Hochschule für den berufs-
qualifizierenden Abschluss eines Studiums andere als 
die in Absatz 1 genann ten Grade verleihen. Die Ver-
einbarung bedarf der Zustimmung des Ministers für 
Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der Staats-
kanzlei. Ein Hochschulgrad nach Satz 1 kann auch 
zusätzlich zu einem der in Absatz 1 genannten Grade 
verliehen werden, wenn 
1. mit der ausländischen Hochschule ein fester Studi-

enplan vereinbart ist, 
2. beide Hochschulen einen wesentlichen Teil des 

Studiengangs durchführen,
3. das Prüfungsverfahren abgestimmt ist und
4. die Studien- und Prüfungsanforderungen den An-

forderungen für den Erwerb eines Gra des nach Ab-
satz 1 entsprechen.
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Die Form der Verleihung muss kenntlich machen, dass 
es sich nicht um Grade handelt, die als Abschlüsse 
zweier selbständiger Studiengänge erworben wurden.

(4) Den Abschlusszeugnissen und den Urkunden über 
die Verleihung der akademischen Grade sind eine eng-
lischsprachige und – im Rahmen der Möglichkeiten – 
eine französisch sprachige Übersetzung und eine Über-
sicht über die Inhalte des absolvierten Studiengangs 
(Diploma-Supplement) beizufügen.

(5) Studierende, welche die Hochschule ohne Studi-
enabschluss verlassen, erhalten auf An trag eine zu-
sammenfassende Bescheinigung über die insgesamt 
erbrachten Studien- und Prü fungs leistungen. 

§ 65
Promotion

(1) Der Nachweis der besonderen wissenschaftlichen 
Qualifikation wird durch eine schriftli che Arbeit (Dis-
sertation) und eine mündliche Prüfung in Form der 
Disputation erbracht.

(2) Zum Promotionsverfahren wird zugelassen, wer
1. den Abschluss eines einschlägigen Masterstudi-

enganges an einer künstlerischen, gestal teri schen 
oder wissenschaftlichen Hochschule oder eines 
einschlägigen postgradualen Stu diengangs im Sin-
ne von § 54 Absatz 2 oder

2. den Abschluss in einem einschlägigen Universi-
tätsstudium (Diplom oder Staatsexamen) mit einer 
Regelstudienzeit von wenigstens acht Semestern 
oder

3. einen Abschluss mit hervorragenden Leistungen 
in einem Bachelorstudiengang und daran anschlie-
ßende angemessene, auf die Promotion vorberei-
tende wissenschaftliche Studien leistun gen in den 
Promotionsfächern, die nicht mehr als drei Semes-
ter erfordern, oder

4. einen Abschluss mit hervorragenden Leistungen in 
einem einschlägigen Diplomstudien gang an einer 
Hochschule gemäß Nummer 1 und daran anschlie-
ßend angemessene, auf die Promotion vorberei-
tende Studienleistungen in den Promotionsfächern 
nachweist. Diese vorbereitenden Studienleistungen 
dürfen nicht mehr als zwei Semester erfordern.

Soweit die Besonderheiten des Studiengangs es er-
fordern, können Ausnahmen vorgesehen wer den. Die 
Promotionsordnung kann die Zulassung zusätzlich 
vom Nachweis einer qualifi zierten Abschlussprüfung 
oder dem Nachweis weiterer Studienleistungen sowie 
sonstiger Leistungen, welche die Eignung für eine Pro-
motion erkennen lassen, abhängig machen.

(3) In der Promotionsordnung kann vorgesehen wer-
den, dass die Rektorin oder der Rektor eine Versiche-
rung an Eides statt über die Eigenständigkeit der er-
brachten Leistungen ver langen und abnehmen kann. 
Die Promotionsordnung kann auch die Verleihung des 
Doktor grades ehrenhal ber vorsehen.

(4) Die Promotionsordnung soll auch das Verfahren 
einer gemeinsamen Betreuung und Durch führung von 

Promotionen mit einer anderen künstlerischen, gestal-
terischen oder wissenschaftli chen Hochschule regeln.
(5) Die Promotionsordnung bedarf der Zustimmung 
des Ministers für Bundesangelegenheiten, Kultur und 
Chef der Staatskanzlei. 
(6) Das Promotionsverfahren soll innerhalb von sechs 
Monaten nach Vorlage der Disserta tion abgeschlossen 
werden. 

Kapitel 7
Studierende und Studierendenschaft

§ 66
Allgemeine Zugangsvoraussetzungen

(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundge-
setzes sind zu dem gewählten Studium an der Hoch-
schule der Bildenden Künste Saar berechtigt, wenn 
sie die für dieses Studium erfor derliche Qualifikation 
nachweisen und keine Versagungsgründe nach § 69 
vorliegen. Dasselbe gilt für Personen, die aufgrund von 
Rechtsvorschriften Deutschen gleichgestellt sind. 
(2) Für den Zugang ausländischer und staatenloser 
Studienbewerberinnen und Studienbe werber gelten § 
68 Absatz 5 und § 71. 

§ 67
Qualifikation

(1) Zugang und Einschreibung für ein Studium im Be-
reich der Kunst oder des Design setzen den Nachweis 
der Fachhochschulreife oder der allgemeinen Hoch-
schulreife voraus, für ein Studium der Kunsterziehung 
den Nachweis der allgemeinen Hoch schulreife.
(2) Für den Hochschulzugang von qualifizierten Be-
rufstätigen erlässt die Hochschule der Bildenden Küns-
te Saar eine Ordnung, die der Zustimmung des Minis-
ters für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der 
Staatskanzlei bedarf.
(3) Unbeschadet der Voraussetzungen nach Absatz 1 
und Absatz 2 wird der Nachweis der erfor der lichen 
Vorbildung und Eignung für den gewählten Studi-
engang durch eine Eignungs prüfung erbracht. Zur 
Durchführung der Eignungsprüfung bildet der Senat 
einen Prü fungsausschuss. Das Nähere regelt der Mi-
nister für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der 
Staatskanzlei nach Stellungnahme des Senats durch 
Rechtsverordnung (Eig nungsprüfungs ordnung). Die 
Eignungsprüfungsordnung muss die Art der festzu-
stellenden Eignung und Fähigkeiten sowie die Prü-
fungsanforderungen und im Fall des Absatzes 1 die Art 
des er forderlichen Schulabschlusses regeln; im Übri-
gen gilt § 63 Absatz 1 Nummer 1, 4 bis 6 und 9 so wie 
Absatz 2 Nummer 2 und 6 bis 8 entsprechend.
(4) Der Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur 
und Chef der Staatskanzlei regelt durch Verordnung 
die Feststellung der Gleichwertigkeit von Vorbildungs-
nachweisen nach Absatz 1 sowie die An erkennung von 
Vorbildungsnachweisen, die außerhalb des Saarlandes 
erworben werden. In Studien- und Prüfungsordnungen 
kann bestimmt werden, dass für einzelne Studiengänge 
der Nachweis einer besonderen Vorbildung oder Tätig-
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keit zu erbringen ist, wenn dies im Hin blick auf das 
Studienziel erforderlich ist. 

(5) In Ausnahmefällen können Bewerberinnen und 
Bewerber, die die Zugangsvoraus setzungen für ein 
Studium im Bereich Kunst, Design oder Medien nach 
Absatz 1 oder Ab satz 2 nicht erfüllen, aufgenommen 
werden, wenn in der Eignungsprüfung nach Absatz 3 
eine be sondere künstlerische oder designerische Bega-
bung festgestellt wird.

§ 68
Einschreibung

(1) Die Studierenden schreiben sich zum Studium in 
dem von ihnen gewählten Studiengang ein und wer-
den dadurch Mitglied der Hochschule der Bildenden 
Künste Saar. Eine Studien be werberin oder ein Studi-
enbewerber ist einzuschreiben, wenn sie oder er die für 
den Studien gang erforderliche Qualifikation nachweist 
und kein Versagungsgrund vorliegt. Die Stu dierenden 
erwerben mit der Einschreibung das Recht, sämtliche 
Lehrveranstaltungen zu be suchen. 

(2) Auf Antrag können Bewerberinnen oder Bewerber 
als Teilzeitstudierende immatrikuliert werden, wenn 
sie wegen Berufstätigkeit, der Betreuung von Ange-
hörigen oder aus einem an deren wichtigen Grund dem 
Studium nur mindestens die Hälfte ihrer Ar beitszeit 
widmen kön nen. 

(3) Ein Wechsel des Studiengangs bedarf der Ände-
rung der Einschreibung. 

(4) Studierende, die nach Ablauf eines Semesters das 
Studium in demselben Studiengang fort setzen wollen, 
haben sich innerhalb der vorgeschriebenen Fristen bei 
der Hochschule zurück zumelden. Auf Antrag können 
Studierende aus wichtigem Grund vom Studium beur-
laubt wer den. 

(5) Das Nähere über die Einschreibung, insbesondere 
die Rückmeldung und Beurlaubung, die Einschreibung 
ausländischer und staatenloser Studienbewerberinnen 
und Studienbewer ber, die Zulassung von Gasthörerin-
nen und Gasthörern sowie das Verfahren der Einschrei-
bung regelt die Hochschule durch eine Ordnung, die 
der Zustimmung des Ministers für Bundesangelegen-
heiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei bedarf.

(6) Die gleichzeitige Einschreibung an einer anderen 
Hochschule des Saarlandes wird durch eine Ordnung 
geregelt, die der Minister für Bundesangelegenheiten, 
Kultur und Chef der Staatskanzlei im Einvernehmen 
mit dem Ministerium für Wirtschaft und Wissenschaft 
erlässt. 

§ 69
Versagung der Einschreibung

(1) Die Einschreibung ist zu versagen, wenn die Studi-
enbewerberin oder der Studienbewer ber 
1. die Zugangsvoraussetzungen nach den §§ 66 

und 67 nicht nachweist, 
2. an einer deutschen Hochschule in dem gewählten 

Studiengang den Prüfungsanspruch bereits verlo-
ren hat oder 

3. an einer Krankheit leidet, welche die Gesundheit 
anderer Studierender ernstlich gefährdet. 

(2) Die Einschreibung kann nach Maßgabe der Ord-
nung über die Einschreibung versagt wer den, wenn die 
Studienbewerberin oder der Studienbewerber 
1. für den Antrag auf Einschreibung vorgeschriebene 

Formen und Fristen nicht beachtet hat, 
2. zu entrichtende Gebühren und Beiträge nicht ge-

zahlt hat, 
3. für die Dauer einer bestimmten Frist von der Ein-

schreibung an einer deutschen Hoch schule ausge-
schlossen ist oder

4. eine ausreichende Krankenversicherung nicht nach-
weist. 

§ 70
Aufhebung, Rücknahme und Widerruf  

der Einschreibung

(1) Die Einschreibung ist auf Antrag der oder des Stu-
dierenden aufzuheben. 

(2) Die Einschreibung ist zurückzunehmen, wenn sie 
durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung 
herbeigeführt wurde oder nach § 69 hätte versagt 
werden müssen. Die Ein schreibung ist zu widerrufen, 
wenn Gründe nach § 69 Absatz 1 Nummer 3 nachträg-
lich ein treten oder die Einschreibung auf einer rechts-
widrigen Vergabe des Studienplatzes beruht und der 
Zulassungsbescheid deshalb zurückgenommen worden 
ist. 

(3) Die Einschreibung kann ferner widerrufen werden, 
wenn eine Studierende oder ein Stu dierender durch 
Anwendung von Gewalt, durch Aufforderung zur Ge-
walt oder durch Be drohung mit Gewalt 
1. den bestimmungsgemäßen Betrieb einer Einrich-

tung der Hochschule, die Tätigkeit eines Organs 
der Hochschule oder die Durchführung einer Ver-
anstaltung der Hochschule behindert oder 

2. ein Mitglied der Hochschule von der Ausübung 
seiner Rechte und Pflichten abhält oder abzuhalten 
versucht. 

Gleiches gilt, wenn Studierende an den in Satz 1 ge-
nannten Handlungen teilnehmen oder wiederholt An-
ordnungen zuwiderhandeln, die von der Hochschule 
wegen Verletzung von Pflichten nach § 19 Absatz 1 
getroffen worden sind. Mit dem Widerruf ist je nach 
Schwere des Falles eine Frist bis zur Dauer von zwei 
Jahren festzusetzen, innerhalb derer eine er neute Ein-
schreibung an der Hochschule ausgeschlossen ist. 

(4) In weniger schweren Fällen ist der Widerruf der 
Einschreibung nach Absatz 3 nur zu lässig, wenn dieser 
vorher angedroht worden ist; einer Androhung bedarf 
es nicht, wenn der durch sie verfolgte Zweck nicht 
oder nicht mehr erreicht werden kann. Eine Androhung 
ist nur einmal zulässig. 

(5) Die Rücknahme sowie der Widerruf der Einschrei-
bung und deren Androhung sind schriftlich zu begrün-
den und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen. 
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(6) Werden der Rektorin oder dem Rektor Tatsachen 
bekannt, die den Verdacht eines Ver stoßes nach Ab-
satz 3 Satz 1 oder 2 rechtfertigen, so hat sie oder er den 
Sachverhalt zu er forschen und dabei die belastenden 
und entlastenden und die übrigen Umstände, die für 
die Entscheidung über eine Maßnahme bedeutsam sein 
können, zu ermitteln und der oder dem Betroffenen 
Gelegenheit zu geben, sich zu dem Verdacht zu äußern. 
Hält die Rektorin oder der Rektor einen Verstoß für ge-
geben, so legt sie oder er das Ergebnis ihrer oder seiner 
Ermittlung unverzüglich dem Ausschuss nach Absatz 7 
vor. Dieser stellt weitere Ermitt lungen an, soweit er 
dies für erforderlich hält. Der oder dem Betroffenen ist 
Gelegenheit zu geben, sich mündlich oder schriftlich 
zur Sache zu äußern; sie oder er kann sich dabei eines 
rechtlichen Bei stands bedienen. Das Verfahren soll in-
nerhalb von sechs Monaten abge schlossen sein. 

(7) Über den Widerruf der Einschreibung nach Absatz 3 
und dessen Androhung entscheidet ein Ausschuss; dem 
Ausschuss gehören an:
1. eine Vorsitzende oder ein Vorsitzender mit der Be-

fähigung zum Richteramt, 
2. eine Professorin oder ein Professor und eine Stu-

dentin oder ein Student der Hochschule sowie 
3. zwei weitere Mitglieder. 

Die Amtszeit der oder des Vorsitzenden beträgt vier 
Jahre, die der oder des Studierenden ein Jahr und die 
der übrigen Mitglieder zwei Jahre. Die Mitglieder nach 
Satz 1 Nummer 1 und 3 dürfen der Hochschule nicht 
angehören. Die oder der Vorsitzende wird auf Vor-
schlag des Ministers für Bundesangelegenheiten, Kul-
tur und Chef der Staatskanzlei, die übrigen Mitglieder 
werden auf Vorschlag des Senats von der Rektorin oder 
vom Rektor berufen. Die Tätigkeit dieser Mitglieder 
ist ehrenamtlich; das Nähere über ihre Entschädigung 
regelt der Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur 
und Chef der Staatskanzlei im Einvernehmen mit dem 
Ministerium der Finanzen. 

(8) Der Ausschuss nach Absatz 7 ist beschlussfähig, 
wenn seine Vorsitzende oder sein Vor sitzender und 
die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend sind. Er ent-
scheidet mit der Mehr heit seiner Mitglieder. 

(9) Der Widerruf nach Absatz 3 bedarf vor Erhebung 
einer verwaltungsgerichtlichen Klage keiner Nachprü-
fung in einem Vorverfahren. Auf ihn sind im Übrigen 
die Vorschriften über das förmliche Verwaltungsver-
fahren nach Maßgabe des Saarländischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes anzuwenden. 

§ 71
Ausländische und staatenlose  

Studienbewerberinnen und Studienbewerber

(1) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die 
nicht Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grund-
gesetzes sind und die nicht aufgrund von Rechtsvor-
schriften Deutschen gleichgestellt sind, können, soweit 
keine Versagungsgründe nach § 69 vorliegen, als Stu-
dierende eingeschrieben werden, wenn sie die für den 
gewählten Studiengang erforderliche Qualifikation 
nachweisen und ausreichende Kenntnisse der deut-
schen Sprache besitzen. 

(2) Ausländische Studienbewerberinnen und Studien-
bewerber aus nicht deutschsprachigen Ländern haben 
vor Aufnahme des Fachstudiums den Nachweis über 
ausreichende Kennt nisse der deutschen Sprache zu er-
bringen. 
(3) Diese Regelung gilt für staatenlose Stu-
dienbewerberinnen und Studienbewerber ent spre-
chend. 
(4) Das Nähere regelt die Grundordnung.

§ 72
Zulassungsbeschränkungen

Die Zulassung zum Studium kann durch Festsetzung 
der Anzahl der höchstens aufzuneh menden Studienbe-
werberinnen und Studienbewerber für einzelne Studi-
engänge beschränkt werden. Das Nähere wird durch 
die einschlägige Eignungsprüfungsordnung, die der 
Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef 
der Staatskanzlei erlässt, geregelt.

§ 73
Erhebung und Verarbeitung  

personenbezogener Daten
(1) Die Studienbewerberinnen und Studienbewer-
ber, Studentinnen und Studenten, Gast hörerinnen und 
Gasthörer, Prüfungskandidatinnen und Prüfungskandi-
daten sind verpflichtet, der Hochschule der Bildenden 
Künste Saar für Verwaltungszwecke personenbezoge-
ne Daten zum Hochschulzugang, zum Studium, zum 
Studienverlauf und zu Prüfungen an der Hoch schule 
und an weiteren besuchten Hochschulen anzugeben. 
Die Hochschule ist berechtigt, maschinenlesbare Stu-
dienausweise einzuführen. Der Minister für Bundes-
angelegenheiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei 
bestimmt durch Rechtsverordnung die anzugebenden 
Daten und die Zwecke, für die sie verarbeitet oder ge-
nutzt werden. 
(2) Die nach Absatz 1 erhobenen Daten dürfen nur 
übermittelt werden, soweit die oder der Betroffene ein-
willigt oder die Hochschule auf Grund einer Rechts-
vorschrift dazu berechtigt ist. 
(3) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt 
ist, sind die jeweils geltenden Vor schriften über den 
Schutz personenbezogener Daten anzuwenden. 
(4) Die Hochschule darf personenbezogene Daten von 
anderen Stellen in ihrem Auftrag ver arbeiten lassen. 
Sie hat den Auftragnehmer unter besonderer Berück-
sichtigung der Eignung und Zuverlässigkeit sorgfältig 
auszuwählen. Zur Vermeidung von Verletzungen der 
Persön lichkeitsrechte sind geeignete organisatorische 
und technische Maßnahmen zu vereinbaren. Der Auf-
tragnehmer und seine Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter sind auf Verschwiegenheit zu verpflichten. Die 
Hochschule kann dem Auftragnehmer in jeder Phase 
der Datenverar beitung Weisungen erteilen.
(5) Personenbezogene Daten dürfen nur so lange ge-
speichert werden, als sie zur Aufgaben wahrnehmung 
erforderlich sind. Der Minister für Bundesangelegen-
heiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei bestimmt die 
Aufbewahrungsfristen durch Rechtsverordnung. 
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§ 74
Rechtsstellung und Aufgaben

(1) Die an der Hochschule der Bildenden Künste Saar 
eingeschriebenen Studierenden bilden eine rechtsfähi-
ge Gliedkörperschaft der Hochschule (Studierenden-
schaft) mit dem Recht der Selbstverwaltung und der 
Erhebung von Beiträgen.

(2) Die Studierendenschaft hat unbeschadet der Zu-
ständigkeit der Hochschule die Interessen ihrer Mit-
glieder im Rahmen dieses Gesetzes zu vertreten. Ihr 
obliegt es 
1. die fachlichen, wirtschaftlichen und sozialen Inter-

essen der Studierenden zu vertreten, 
2. zu hochschulpolitischen Fragen Stellung zu neh-

men, 
3. die politische Bildung sowie die geistigen und mu-

sischen Interessen der Studierenden zu fördern, 
4. die überregionalen und internationalen Studieren-

denbeziehungen zu pflegen und 
5. den Studierendensport zu pflegen. 

(3) Die Studierendenschaft gibt sich 
1. eine Satzung, 
2. eine Wahlordnung und 
3. eine Beitragsordnung. 

Satzung, Wahlordnung und Beitragsordnung werden 
vom Studierendenparlament mit der Mehrheit von 
zwei Dritteln seiner Mitglieder beschlossen. 

(4) Die Satzung der Studierendenschaft muss insbe-
sondere Bestimmungen enthalten über 
1. die Zusammensetzung, die Wahl, die Einberufung, 

die Aufgaben und die Beschluss fassung der Orga-
ne der Studierendenschaft, 

2. die Aufstellung und den Vollzug des Haushalts-
plans der Studierendenschaft, 

3. das Verfahren bei Vollversammlungen und die 
Dauer der Abstimmung und 

4. die Bekanntgabe der Organbeschlüsse. 

(5) Die Rechtsaufsicht über die Studierendenschaft 
führt für das Land die Rektorin oder der Rektor; die 
Vorschriften des § 79 über die Körperschaftsaufsicht 
gelten sinngemäß. Satzung, Wahlordnung und Bei-
tragsordnung bedürfen der Zustimmung des Minis-
ters für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der 
Staatskanzlei; vor der Zustimmung ist die Rektorin 
oder der Rektor zu hören. Satzung, Wahlordnung und 
Beitragsordnung sind dem Minister für Bundesangele-
genheiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei vor der 
Abstimmung gemäß Absatz 3 Satz 2 rechtzeitig zur 
rechtlichen Beurteilung vorzulegen. 

§ 75
Organe

(1) Organe der Studierendenschaft sind das Studie-
rendenparlament und der Allgemeine Stu dieren- 
denausschuss; die Satzung kann weitere Organe vor-
sehen. 

(2) Die Amtszeit der Organe beträgt ein Jahr. Die Wah-
len zum Studierendenparlament sollen gleichzeitig mit 
den Wahlen zu den sonstigen Organen der Hochschule 
der Bildenden Künste Saar durchgeführt werden. § 16 
Absatz 1 gilt entsprechend.

§ 76
Beiträge, Haushalt, Haftung

(1) Zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erhebt 
die Studierendenschaft nach Maßgabe der Beitragsord-
nung von ihren Mitgliedern Beiträge. In der Beitrags-
ordnung sind die Bei tragspflicht und die Beitragshöhe 
zu regeln. Sie wird vom Studierendenparlament be-
schlossen. 
(2) Für die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stu-
dierendenschaft gelten die allgemei nen gesetzlichen 
Bestimmungen des Landes. Die Prüfung der Haus-
halts- und Wirtschafts führung der Studierendenschaft 
obliegt dem Rechnungshof des Saarlandes. 
(3) Für Verbindlichkeiten der Studierendenschaft haf-
tet nur deren Vermögen. 

Kapitel 8
Staatliche Mitwirkung und Aufsicht

§ 77
Staatliche Mitwirkungsrechte

(1) Ist nach den Vorschriften dieses Gesetzes die Zu-
stimmung des Ministers für Bundesangelegenheiten, 
Kultur und Chef der Staatskanzlei zu Ordnungen der 
Hochschule der Bildenden Künste Saar vorgesehen, 
so kann diese aus Rechtsgründen oder wichtigen 
Sachgrün den untersagt werden; im Übrigen bleiben 
die besonderen Zustimmungserfordernisse nach die-
sem Gesetz unberührt.
(2) Regt der Minister für Bundesangelegenheiten, Kul-
tur und Chef der Staatskanzlei den Erlass oder die Än-
derung von Ordnungen der Hochschule an, müssen die 
zuständigen Organe darüber beraten und beschließen.
(3) Der Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur 
und Chef der Staatskanzlei kann die Hochschule aus 
wichtigem Grund auffordern,
1. Hochschuleinrichtungen zu errichten, aufzuheben 

oder ihre Aufgaben zu ändern,
2. einen Studiengang einzurichten, aufzuheben oder 

zu ändern sowie
3. Prüfungsordnungen zu erlassen, aufzuheben oder 

zu ändern.
Die Aufforderung, eine Prüfungsordnung aufzuheben 
oder zu ändern, ist nur zulässig, wenn ein Grund vor-
liegt, der zur Versagung der Zustimmung zu einer ent-
sprechenden Ordnung berechtigen würde.
(4) Die Aufforderung nach Absatz 3 wird gegenüber 
der Rektorin oder dem Rektor er klärt. Mit der Auffor-
derung kann eine angemessene Frist gesetzt werden, in 
der die notwendigen Beschlüsse zu fassen sind. Kom-
men die zuständigen Organe der Auf forderung nicht 
innerhalb dieser Frist nach, kann der Minister für Bun-
desangelegenheiten, Kultur und Chef der Staatskanz-



1198 Amtsblatt des Saarlandes vom 1. Juli 2010 

lei die notwendigen Anordnungen an Stelle der Hoch-
schule treffen. Sie oder er hört vorher die zuständigen 
Organe.
(5) Die Hochschule berichtet dem Minister für Bun-
desangelegenheiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei 
auf dessen Anforderung jederzeit über ihre Struktur- 
und Entwicklungsvorstellungen. § 1 Absatz 8 bleibt 
unberührt.

§ 78
Grundsätze für die Aufsicht

(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar unter-
liegt in Selbstverwaltungsange le gen heiten der Rechts-
aufsicht, in Auftragsangelegenheiten auch der Fach-
aufsicht des Landes.
(2) Die Aufsicht wird, soweit durch Gesetz nichts an-
deres bestimmt ist, vom Minister für Bundesangelegen-
heiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei ausgeübt.

§ 79
Rechtsaufsicht

(1) Die Hochschule der Bildenden Künste Saar nimmt 
ihre Selbstverwaltungsangele genheiten unter der 
Rechtsaufsicht des Ministers für Bundesangelegen-
heiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei wahr. Der 
Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef 
der Staatskanzlei sorgt in Ausübung der Rechtsaufsicht 
dafür, dass die Hochschule Recht und Gesetz beachtet 
und ihre rechtlichen Verpflichtungen erfüllt (Körper-
schaftsaufsicht).
(2) Der Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur 
und Chef der Staatskanzlei kann rechtswidrige Be-
schlüsse, Maßnahmen und Unterlassungen der Hoch-
schule beanstanden und Abhilfe verlangen. Die Be-
anstandung hat aufschiebende Wirkung. Kommt die 
Hochschule einer Aufforderung des Ministers für Bun-
desangelegenheiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei 
nicht nach, so kann der Minister für Bundesangelegen-
heiten, Kultur und Chef der Staatskanzlei die bean-
standeten Beschlüsse oder Maßnahmen aufheben oder 
anstelle der Hochschule das Erforderliche veranlassen. 
Sind beanstandete Beschlüsse oder Maßnahmen bereits 
ausgeführt, kann der Minister für Bundesangelegenhei-
ten, Kultur und Chef der Staatskanzlei anordnen, dass 
sie rückgängig gemacht werden, soweit unentziehbare 
Rechte Dritter nicht entstanden sind.
(3) Um seine Aufsichtsbefugnisse zu erfüllen, kann 
sich der Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur 
und Chef der Staatskanzlei jederzeit über die Angele-
genheiten der Hochschule in formieren; er kann dazu 
an Ort und Stelle prüfen und besichtigen, mündliche 
und schriftliche Berichte anfordern sowie Akten und 
sonstige Unterlagen einsehen.

§ 80
Fachaufsicht

(1) Der Minister für Bundesangelegenheiten, Kul-
tur und Chef der Staatskanzlei sorgt in Ausübung der 
Fachaufsicht dafür, dass die der Hochschule der Bil-
denden Künste Saar übertragenen Auftragsangelegen-
heiten rechtmäßig und zweckmäßig erfüllt werden.

(2) In Auftragsangelegenheiten hat der Minister für 
Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der Staats-
kanzlei die gleichen Informationsrechte wie in Selbst-
verwaltungsangelegenheiten. 

(3) Für die Behandlung von Auftragsangelegenheiten 
kann der Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur 
und Chef der Staatskanzlei der Hochschule Weisun-
gen erteilen. Vor der Ertei lung einer Weisung soll der 
Hochschule Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 
wer den. Weisungen, durch die in das Verwaltungser-
messen der Hochschule eingegriffen wird, soll der Mi-
nister für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der 
Staatskanzlei nur erteilen, wenn öffentliche Interessen 
oder öffentlich-rechtliche Ansprüche Einzelner dies 
ihm geboten erscheinen lassen.

(4) Kommt die Hochschule innerhalb der gesetzten 
Frist einer ihr erteilten Weisung nicht nach, kann der 
Minister für Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef 
der Staatskanzlei mit den in § 79 Absatz 2 genannten 
Mitteln die Befolgung der Weisung durchsetzen. Bei 
Gefahr im Verzug kann er die Befugnisse der Hoch-
schule selbst ausüben.

Kapitel 9
Schlussbestimmungen

§ 81
Anpassungsfristen, Neuwahlen

(1) Die nach Maßgabe dieses Gesetzes von der Hoch-
schule der Bildenden Künste Saar zu erlassenden 
Rechtsvorschriften sind unverzüglich, spätestens je-
doch innerhalb von 2 Jahren nach Inkrafttreten des Ge-
setzes zu erlassen oder diesem Gesetz anzupassen; dies 
gilt auch für Geschäftsordnungen. Der Minister für 
Bundesangelegenheiten, Kultur und Chef der Staats-
kanzlei kann die Frist bis zu einem Jahr verlängern, 
wenn ihrer Einhaltung schwerwiegende Gründe entge-
genstehen. 

(2) Bis zum Erlass oder der Anpassung der Rechtsvor-
schriften nach Absatz 1 gilt das bisherige Hochschul-
recht fort, soweit es diesem Gesetz nicht widerspricht. 
Die Zu ständigkeiten der Organe richten sich nach die-
sem Gesetz. 

Artikel 2
Gesetz über die Hochschule für Musik Saar 

(Musikhochschulgesetz — MhG)

Inhaltsübersicht 

Kapitel 1
Allgemeine Bestimmungen 

§  1  Aufgaben 
§  2   Freiheit von Kunst, Forschung, Lehre und 

Studium 
§  3  Bewertungsverfahren 
§  4  Hochschulentwicklungsplan 
§  5  Zielvereinbarungen 


